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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Ahrensfelde und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 27. Mérz 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustandige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer | Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Ahrensfelde und der Stadt Cottbus iiber
den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsre-
gisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Auto-
mation im Standesamt (AutiSta) vom 13.02.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg* wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

IL.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen der Gemeinde Ahrensfelde
Lindenberger Straf3e 1, 16356 Ahrensfelde
vertreten durch den Biirgermeister
Wilfried Gehrke

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBIL. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI. IS.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemall § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklért sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugrift auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfidhigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgtnicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker StraBie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstin-
dig und rechtzeitig zur Verfligung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betrdgt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im Sffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jihrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Wilfried Gehrke.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Fallt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstéinde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstdndnis tiber Inhalt
und moglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von fiinf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhéltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmefahigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich verstindigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger aullerge-
richtlicher Regelungen der Stadt iiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten flir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maflgabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-



1390 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 19 vom 8. Mai 2013

munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
beriihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 13.02.2013

Abhrensfelde,
den 19.12.2012

Frank Szymanski Wilfried Gehrke
Oberbiirgermeister Biirgermeister
Holger Kelch Andreas Knop
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreter
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Bertiicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auf3erhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Stérungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dartiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfiigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den koénnen, sind nur mafig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Storung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmiBig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.1.2

2.2

2.2.1
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdahigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Ridume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten geméafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren kénnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Féllen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster koénnen alle Zeiten auferhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritdt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritdt 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Léschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wéhrend der {ib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie kdnnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich tiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Fillen von schwerwiegenden Betriebsstérungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmai-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wiahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Maflnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maflnahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestéinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemél § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Mafinahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5
Revisionssichere Protokollierung
(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren

miissen revisionssicher protokolliert und nach Maligabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hindigt die Stadt der
Kommune sé@mtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentriger
der Stadt werden unwiederbringlich geldscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Rhinow und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 27. Mirz 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustdndige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Rhinow und der Stadt Cottbus iiber den Be-
trieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregisterver-
fahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation im
Standesamt (AutiSta) vom 13.02.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der &ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

1I.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen dem Amt Rhinow
Lilienthalstrafle 3, 14728 Rhinow
vertreten durch den Amtsdirektor
Jens Aasmann

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfiigt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI.1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung {iber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdBl § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben flir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklart sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfihigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstdn-
dig und rechtzeitig zur Verfiigung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betragt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im 6ffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jdhrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Amtsdirektor Herr Jens Aasmann.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer



1398 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 19 vom 8. Mai 2013

erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Féllt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und mdglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhdltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmeféhigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentrdger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich versténdigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger auflerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten fiir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den ibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Mafigabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten {iber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem iibrigen Inhalt davon nicht
bertihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 13.02.2013

Rhinow,
den 21.12.2012

Frank Szymanski Jens Aasmann
Oberbiirgermeister Amtsdirektor
Holger Kelch Michael Mirschel
Biirgermeister/Werkleiter Stellvertreter
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

1.3.1
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- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelméfigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum® folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Storungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wihrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmifig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivititen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdhigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Rdume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- Dbedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemifs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates fiir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfligung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfliigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wihrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Fillen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritét 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustandigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behordlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wihrend der iib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie konnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich iiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Féllen von schwerwiegenden Betriebsstorungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelma-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Maffinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen Maflnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Mafinahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Mafinahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemaf3 § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Maf3nahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5

Revisionssichere Protokollierung

(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren
miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hiandigt die Stadt der
Kommune sdmtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentréger
der Stadt werden unwiederbringlich geloscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eroffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Stadt Templin und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 27. Mérz 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustandige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Stadt Templin und der Stadt Cottbus iiber den
Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister-
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta) vom 13.02.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

II.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen der Stadt Templin
Prenzlauer Allee 7, 17268 Templin
vertreten durch den Biirgermeister
Detlef Tabbert

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘* durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI. 1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdl3 § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklért sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfidhigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgtnicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker StraBie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstin-
dig und rechtzeitig zur Verfligung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betrdgt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im Sffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jihrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Detlef Tabbert.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der
beschriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer
Hinsicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Fallt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstéinde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstdndnis tiber Inhalt
und moglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von fiinf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhéltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmefahigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich verstindigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger aullerge-
richtlicher Regelungen der Stadt iiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten flir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maflgabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
beriihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 13.02.2013

Templin,
den 03.01.2013

Frank Szymanski Detlef Tabbert
Oberbiirgermeister Biirgermeister
Holger Kelch Thekla Seifert
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreterin
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Bertiicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auf3erhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Stérungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dartiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfiigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den koénnen, sind nur mafig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Storung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmiBig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.1.2

2.2

2.2.1

222

fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdahigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Ridume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten geméafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren kénnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Féllen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster koénnen alle Zeiten auferhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritdt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritdt 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Léschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wéhrend der {ib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie kdnnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich tiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Fillen von schwerwiegenden Betriebsstérungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmai-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wiahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Maflnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maflnahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestéinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemél § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Mafinahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5
Revisionssichere Protokollierung
(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren

miissen revisionssicher protokolliert und nach Maligabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hindigt die Stadt der
Kommune sé@mtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentriger
der Stadt werden unwiederbringlich geldscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Neuhardenberg und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 27. Mirz 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustdndige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Neuhardenberg und der Stadt Cottbus iiber
den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsre-
gisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Auto-
mation im Standesamt (AutiSta) vom 13.02.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der &6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

1I.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen dem Amt Neuhardenberg
Karl-Marx-Allee 72, 15320 Neuhardenberg
vertreten durch die Amtsdirektorin

Dr. Grit Brinkmann

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfiligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. 1
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI.1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung {iber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdll § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklart sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfihigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstdn-
dig und rechtzeitig zur Verfiigung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betragt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im 6ffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jdhrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune die
Amtsdirektorin Frau Dr. Grit Brinkmann.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Féllt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und mdglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhdltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmeféhigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentrdger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich versténdigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger auflerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten fiir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den ibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Mafigabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten {iber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem iibrigen Inhalt davon nicht
bertihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 13.02.2013

Neuhardenberg,
den 14.01.2013

Frank Szymanski Dr. Grit Brinkmann

Oberbiirgermeister Amtsdirektorin
Holger Kelch Dietmar Miiller
Biirgermeister/Werkleiter Stellvertreter
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

1.3.1
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- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelméfigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auf3erhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Storungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmifig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivititen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdhigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Rdume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- Dbedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemifs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates fiir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfligung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfliigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wihrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Fillen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritét 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustandigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behordlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wihrend der iib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie konnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich iiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Féllen von schwerwiegenden Betriebsstorungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelma-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Maffinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen Maflnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Mafinahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Mafinahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemaf3 § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Maf3nahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5

Revisionssichere Protokollierung

(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren
miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hiandigt die Stadt der
Kommune sdmtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentréger
der Stadt werden unwiederbringlich geloscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eroffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Dahme/Mark und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 27. Mérz 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustandige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Dahme/Mark und der Stadt Cottbus iiber den
Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister-
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta) vom 13.02.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

II.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen dem Amt Dahme/Mark
Hauptstrale 48 - 49, 15936 Dahme/Mark
vertreten durch den Amtsdirektor

Frank Pitzig

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘* durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI. 1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdl3 § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklért sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfidhigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgtnicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker StraBie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstin-
dig und rechtzeitig zur Verfligung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betrdgt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im Sffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jihrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Amtsdirektor Herr Frank Pétzig.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Fallt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstéinde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstdndnis tiber Inhalt
und moglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von fiinf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhéltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmefahigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich verstindigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger aullerge-
richtlicher Regelungen der Stadt iiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten flir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maflgabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
beriihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 13.02.2013

Dahme/Mark,
den 15.01.2013

Frank Szymanski Frank Pitzig
Oberbiirgermeister Amtsdirektor
Holger Kelch Christina Denkel
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreterin
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Bertiicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auf3erhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Stérungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dartiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfiigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:


mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de

1428

2.1

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 19 vom 8. Mai 2013

Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den koénnen, sind nur mafig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Storung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmiBig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.1.2

2.2

2.2.1

222

fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdahigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Ridume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten geméafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren kénnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Féllen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster koénnen alle Zeiten auferhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritdt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritdt 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Léschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wéhrend der {ib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie kdnnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich tiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Fillen von schwerwiegenden Betriebsstérungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmai-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wiahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Maflnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maflnahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestéinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemél § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Mafinahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5
Revisionssichere Protokollierung
(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren

miissen revisionssicher protokolliert und nach Maligabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hindigt die Stadt der
Kommune sé@mtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentriger
der Stadt werden unwiederbringlich geldscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Gewihrung von Beihilfen fiir MaBnahmen
zur Tierseuchenverhiitung und -bekdmpfung
sowie zur Verbesserung der Tiergesundheit

Erlass des Ministeriums fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 26. Mirz 2013

Die Gewidhrung dieser Beihilfen ist nach Artikel 10 der Verord-
nung (EG) Nr. 1857/2006 der Kommission vom 15. Dezember
2006 tiber die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf
staatliche Beihilfen an kleine und mittlere in der Erzeugung von
landwirtschaftlichen Erzeugnissen titige Unternehmen und zur
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 von der Pflicht
zur beihilferechtlichen Anmeldung nach Artikel 108 Absatz 3
des Vertrages iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV) freigestellt.'

1 Zuwendungsempfinger

Die Beihilfen werden kleinen und mittleren Unternehmen
im Sinne von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008
gewihrt.

2 Ausschlusstatbestinde
Beihilfen werden nicht gewéhrt

a) im Zusammenhang mit Tierseuchen, die nicht in der Lis-
te der Krankheiten des internationalen Tierseuchen-
amtes oder im Anhang der Entscheidung 90/424/EWG
aufgefiihrt sind,

b) im Zusammenhang mit Tierseuchen oder Tierkrankhei-
ten, fiir die es keine gemeinschaftsrechtliche Grundlage,
einzelstaatliche Rechtsvorschrift oder ein regionales 6f-
fentliches Programm zur Verhiitung, Bekdmpfung oder
Tilgung der betreffenden Seuche oder Krankheit gibt,

¢) im Zusammenhang mit Tierseuchen, fiir deren Bekdmp-
fung das Gemeinschaftsrecht spezifische Abgaben vor-
sieht, und

d) flir Maflnahmen, deren Kosten nach dem Gemeinschafts-
recht von den landwirtschaftlichen Betrieben selbst zu
tragen sind.

3 Gegenstand der Beihilfe

GemiB § 8 Absatz 1 Nummer 2, 4 und 6 und § 19 Absatz 1
Nummer 3 des Gesetzes zur Ausfiihrung des Tierseuchen-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. De-
zember 2001 (GVBI. 2002 I S. 14) in Verbindung mit § 2 der
Verordnung zur Durchfithrung des Gesetzes zur Ausfithrung
des Tierseuchengesetzes vom 28. Mirz 1996 (GVBIL. 1I
S. 258) werden in folgenden Fillen Beihilfen gewéhrt:

! Die Kurzbeschreibung fiir die Laufzeit vom 10.04.2013 bis 30.06.2014 ist
unter der Nummer SA. 36481 (2013/XA) von der Europédischen Kommission
registriert.

3.1 Probenahmen nach Anweisung oder Anordnung des Vete-

rindr- und Lebensmitteliiberwachungsamtes zur Untersu-
chung auf

a) Brucellose

aa) bei Rindern geméal § 3 Absatz 1 und 2, § 6 Absatz 2,
§ 7 Absatz 1 und § 17 Absatz 2 Nummer 2 Buchsta-
be a und Nummer 3 der Brucellose-Verordnung in

der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Dezem-
ber 2005 (BGBI.1S.3601)

bb) bei Schweinen gemil § 6 Absatz 2, § 7 Absatz 2,
§§ 10 und 17 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b und
Nummer 3 der Brucellose-Verordnung und

cc) bei Schafen und Ziegen gemiB § 3 Absatz 3, § 6 Ab-
satz 2, § 7 Absatz 2, §§ 13 und 17 Absatz 2 Num-
mer 2 Buchstabe ¢ und Nummer 3 der Brucellose-
Verordnung in der jeweils geltenden Fassung und
des auf der Grundlage der Richtlinie 91/68/EWG
(ABI. L 46 vom 19.2.1991, S. 19) erstellten Stich-
probenplanes fiir Deutschland zum Nachweis der
Brucellosefreiheit gemiB Entscheidung 93/52/EWG
(ABL. L 13 vom 21.1.1993, S. 14);

b) Enzootische Leukose gemill § 1 Absatz 2 Nummer 1
Buchstabe a, §§ 3a, 7 und 11 Absatz 2 Nummer 2
Buchstabe b und Absatz 3 Nummer 2 der Rinder-Leu-
kose-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13. Mirz 1997 (BGBI. I S. 458), zuletzt gedndert
durch Verordnung vom 20. Dezember 2005 (BGBI. 1
S. 3499);

c) Bovine-Herpesvirus-Typ-1(BHV1)-Infektionen bei Rin-
dern gemif § 1 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, §§ 2a
und 9 der BHV 1-Verordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20. Dezember 2005 (BGBL. I S. 3520);

d) Aujeszkysche Krankheit bei Schweinen gemél §§ 2, 3a,
10 und 14 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b und Ab-
satz 3 Nummer 2 Buchstabe b der Verordnung zum
Schutz gegen die Aujeszkysche Krankheit in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 20. Dezember 2005
(BGBL.IS.3609);

e) Schweinepest und Afrikanische Schweinepest gemal3
§§3,4 Absatz 1, § 11 Absatz 2, § 11a Absatz 2, § 12 Ab-
satz 3, § 24 Absatz 2 Nummer 3, Absatz 3 Nummer 2
und Absatz 4 Nummer 3 der Schweinepest-Verordnung
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Dezember
2005 (BGBI. I S. 3547) und auf der Grundlage des in
der jeweils geltenden Fassung durch Entscheidung der
Kommission genehmigten Plans zur Tilgung der Klassi-
schen Schweinepest in Deutschland;

f) Maedi/Visna bei Schafen nach Mafigabe einer vom Mi-
nisterium fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz erlassenen Richtlinie zur Bekdmpfung der
Maedi/Visna und zur Sanierung infizierter Milchschaf-
bestinde;
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g) Caprine Arthritis-Encephalitis bei Ziegen nach Mafiga-
be einer vom Ministerium fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz erlassenen Richtlinie zur Bekdmp-
fung der Caprinen Arthritis-Encephalitis und Sanierung
infizierter Ziegenbestinde;

h) Blauzungenkrankheit gemaf Verordnung zur Durchfiih-
rung gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften iiber Maf3-
nahmen zur Bekimpfung, Uberwachung und Beobach-
tung der Blauzungenkrankheit;

3.2 Probenahme zur Statuserhebung und Aufrechterhaltung

des Status nach Maligabe einer vom Ministerium fiir Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz erlassenen Richt-
linie zur Feststellung und Uberwachung der Schweine-
bestdnde auf Unverddchtigkeit von Seuchenhaftem Spét-
abort der Schweine (PRRS);

3.3 Untersuchung der Rinder auf Tuberkulose nach Anordnung

des Amtstierarztes gemdfl der Tuberkulose-Verordnung in
der geltenden Fassung;

3.4 amtlich angeordnete Impfungen gegen

a) Maul- und Klauenseuche gemal § 16 der Verordnung
zum Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche vom
20. Dezember 2005 (BGBI. I S. 3573) und

b) Schweinepest gemil § 13 Absatz 1 der Schweinepest-
Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
20. Dezember 2005 (BGBL. I S. 3547);

3.5 Ohrmarken

a) zur Kennzeichnung der Schweine und fiir diesbezligli-
che Aufwendungen des Landeskontrollverbandes Wald-
sieversdorf e. V. nach Mafigabe entsprechender Rege-
lungen des Ministeriums fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz sowie fiir den Betrieb der Datenban-
ken fiir Schweine;

b) zur Ohrgewebegewinnung im Rahmen der Bovinen
Virusdiarrhoe(BVD)-Diagnostik;

3.6 Laboruntersuchungen

a) von Proben, die gemill § 19 Absatz 1 Nummer 3 des
Gesetzes zur Ausfilhrung des Tierseuchengesetzes
(AGTierSGBbg) vom Amtstierarzt oder dessen Beauf-
tragten auf der Grundlage von Rechtsvorschriften ein-
gesandt werden;

b) im Rahmen eines von der Task Force des Landes Bran-
denburg bestitigten Planes zur Bekdmpfung der Schwei-
nesalmonellose nach der Schweine-Salmonellen-Ver-
ordnung vom 13. Mirz 2007 (BGBI. I S. 322);

c) zur Genotypisierung der Schafe auf TSE-Resistenz, die
iiber die in den §§ 2 und 7 der Verordnung zur Fest-
legung der Mindestanforderungen an die Ziichtung auf
Resistenz gegen transmissible spongiforme Enzephalo-

pathien bei Schafen vom 17. Oktober 2005 (BGBI. 1
S. 3028) vorgeschriebenen Untersuchungen hinausgehen;

d) geméil Anlage zur Klirung der Abortursachen bei Rin-
dern, Schweinen, Pferden, Schafen und Ziegen;

e) nach MafBgabe einer vom Ministerium fiir Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz erlassenen Richtlinie
zur Bekdmpfung der Paratuberkulose in infizierten Rin-
derbestidnden;

f) im Rahmen von Sektionen von Pferden, Rindern, Schwei-
nen, Ziegen, Schafen und Wildklauentieren, zur frihzei-
tigen Erkennung von Tierseuchen gemdll Anhang der
Entscheidung 90/424/EWG und der Liste des Inter-
nationalen Tierseuchenamtes (World Organisation for
Animal Health [OIE]);

g) zum Ausschluss falsch positiver Salmonellenbefunde in
Legehennenbestdnden entsprechend Probenahmeproto-
koll gemdf3 Anhang II Abschnitt D Nummer 4 Buchsta-
be b Ziffer iii der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003;

h) nach Mafigabe einer vom Ministerium fiir Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz erlassenen Richtlinie
zur Feststellung und Uberwachung der PRRS-Unver-
déchtigkeit von Schweinebestidnden;

3.7 Impfstoff zur Impfung von Junghiihnern bis zur 18. Lebens-
woche gegen Salmonella enteritidis in Bestdnden ab 250 Tie-
re zur Junghennenaufzucht fiir Legehennenbetriebe zum
Zwecke der Konsumeierproduktion sowie fiir Puteneltern-
tiere in Zuchtbestdnden ab 250 Zuchttiere zur Impfung ge-
gen Salmonella enteritidis und Salmonella typhimurium;

3.8 BVD-Virus-positive Kélber, die nach der Geburt mittels
Ohrstanzprobe untersucht und innerhalb von 14 Tagen nach
Befundzugang auf der Grundlage des § 5 der BVD-Verord-
nung vom 4. Oktober 2010 (BGBI. I S. 1320) aus dem Be-
stand entfernt wurden;

3.9 Transportkosten fiir Tierkdrper von verendeten Pferden, Rin-
dern, Schweinen, Ziegen, Schafen und Wildklauentieren
zum Landeslabor Berlin-Brandenburg (LLBB, Standort
Frankfurt (Oder)), sofern der Transport durch ein im Einver-
nehmen mit der Tierseuchenkasse benanntes Unternehmen
durchgefiihrt wird.

4 Ubertragung der amtlichen Untersuchungen und Probe-
nahmen

Der Amtstierarzt kann gemif § 2 Absatz 2 des Tierseuchen-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juni
2004 (BGBI. I S. 1261) praktizierende Tierdrzte mit der
Wahrnehmung der amtlichen Untersuchungen, Impfungen
und Probenahmen beauftragen. Die Auswahl der Tierdrzte
obliegt dem Amtstierarzt nach pflichtgemaflem Ermessen.

5 Hohe der Beihilfen

Beihilfen in den Fallen der Nummer 3 werden ohne Mehr-
wertsteuer (aufler fiir Nummer 3.5 und Nummer 3.7) in
nachfolgender Hohe gewéhrt:



1434

5.1 Blutprobenahmen (Rind/Schwein/Schaf/Ziege)

Rind, Schaf, Ziege

1. bis 10. Tier, je TieT ..ccccoceveeeeieieieierereeeeee 2,50 Euro
11. bis 100. Tier, j& TIier ...ccoveereeirieieeeieeeeenene 2,00 Euro
jedes Weitere TIeT ..oveveveierierieriesieeie e 1,70 Euro

Mutterkuhbestand in Freilandhaltung

1. bis 10. Tier, je TieT ..cccoeceveeeeieieienevereeeeeee 3,40 Euro
11. bis 100. Tier, je TIier ....cccevvevereiereriererienene 2,50 Euro
jedes weitere Tier .....ooevvveeieeereiccecceeeee 2,00 Euro
Schwein

1. bis 10. Tier, je Tier ..ccccoceveeieieieieieneneeeeeee 2,50 Euro
11. bis 30. Tier, je Tier ... .... 2,10 Euro
jedes weitere Tier .....ooevrveeveeereirceeceeee 1,80 Euro
Bestandsbesuch einschlielich Wegegeld ......... 22,00 Euro

5.2 Amtlich angeordnete Impfungen (ohne Impfstoff) gegen

Maul- und Klauenseuche sowie Schweinepest

je Rind, Schwein, Schaf, Ziege,

Wildklauentier in Gehegen ..........ccoceevvirennennnne 1,25 Euro
Bestandsbesuch einschlielich Wegegeld ......... 22,00 Euro

5.3 Tuberkulinisierung

Tuberkulinisierung
einschlieBlich Nachschau, Befundlisten .............. 3,00 Euro
Bestandsbesuch einschlielich Wegegeld ......... 22,00 Euro

Bei Durchfiihrung des Simultantests erhoht sich der Beihil-
fesatz fiir die Tuberkulinisierung um 50 vom Hundert.

5.4 Laboruntersuchungen

- gemiB § 19 Absatz 1 Nummer 3 AGTierSGBbg in Ho-
he der Untersuchungskosten, einschlielich Diagnosti-
ka;

- zur PRRS-Bekdmpfung in Hohe der vereinbarten Ge-
biihren fiir serologische und virologische Untersuchun-
gen, hochstens 500 Euro/Jahr fiir Besamungsstationen
und hochstens 300 Euro/Jahr fiir Zucht-, Aufzucht- und
Mastbestinde;

- zur Bekdmpfung der Salmonellose beim Schwein in Ho-
he der vereinbarten Gebiihren, hochstens 500 Euro je
Betrieb und Kalenderjahr;

- zur Genotypisierung der Schafe auf TSE-Resistenz in
Hohe der Untersuchungskosten; hochstens 10 Euro je
Tier;

- zur Abklirung von Aborten in Hohe der in der Anlage
festgelegten Untersuchungskosten fiir die entsprechen-
den Untersuchungsspektren;
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- zur Paratuberkulosebekdmpfung in Hohe der Untersu-
chungskosten; hochstens 4,70 Euro fiir Blutuntersu-
chungen (ELISA);

- im Rahmen von Sektionen an Rindern, Schweinen, Pfer-
den, Ziegen und Wildklauentieren; hochstens 2 000 Eu-
ro je Betrieb, Tierart und Kalenderjahr und

- von Schale und Inhalt von 4 000 Eiern auf Salmonellen
in Hohe der Untersuchungskosten, hochstens 8 135 Eu-
ro je Betrieb und Kalenderjahr unter der Voraussetzung,
dass ein betriebseigenes Qualitétssicherungssystem mit
MafBnahmen zur Vermeidung der Ein- und Verschlep-
pung von Salmonellen zur Anwendung kommt.

5.5 Ohrmarken zur Ohrgewebegewinnung im Rahmen der BVD-
Diagnostik in Hohe des Differenzbetrages zur Ohrmarke
nach § 27 Absatz 3 der Viehverkehrsverordnung.

5.6 Merzungsbeihilfen

Gemerzte Tiere gemifl Nummer 3.8,
JETICT ot 100,00 Euro

5.7 Transportkosten fiir Tiere, die der Nummer 5.4 siebenter An-
strich unterfallen, in voller Hohe.

6 Beihilfeberechtigte, Beihilfeverfahren

Begiinstigte der Maflnahmen gemaf3 Nummer 3 des Erlasses
sind die Tierhalter, denen die Beihilfen in Form vergiinstig-
ter Sach- und Dienstleistungen nach folgenden Verfahren
gewiahrt wird:

Die in den Féllen der Nummern 3.1 bis 3.6 Buchstabe b bis
h, Nummer 3.7 und Nummer 3.9 entstandenen Kosten wer-
den dem jeweiligen Dienstleistungserbringer, im Falle der
Nummer 3.8 dem Tierhalter von der Tierseuchenkasse er-
stattet. In den Fillen der Nummer 3.6 Buchstabe b wird die
Beihilfe fiir hochstens drei Jahre gewéhrt. Die sachliche
Richtigkeit der Rechnungen beziehungsweise der entspre-
chenden Auftrage und Leistungsnachweise ist durch den zu-
stindigen Amtstierarzt, in den Féllen der Nummer 3.6 Buch-
stabe b, c, d, e, f, g und h durch die Task Force des Landes
Brandenburg bestitigen zu lassen.

Die im Falle der Nummer 3.6 Buchstabe a entstandenen
Kosten werden dem Dienstleistungserbringer vom Land
erstattet.

7 Kostenbeteiligung

Das Land Brandenburg beteiligt sich an den der Tierseu-
chenkasse gemifl Nummer 6 entstandenen Kosten im Rah-
men verfiigbarer Haushaltsmittel.

8 Inkrafttreten, Aufierkrafttreten, Geltungsdauer

Dieser Erlass tritt am 10. April 2013 in Kraft und gilt bis
30. Juni 2014. Gleichzeitig tritt der Erlass des Ministeriums
fur Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 12. De-
zember 2011 (ABI1. 2012 S. 152) auBer Kraft.
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Anlage
Laboruntersuchungen zur Abortabklirung
Tierart Untersuchungsmaterial Untersuchungsspektrum Verfahren Kosten
Rind Foten Coxiella burnettii PCR 272,70 €
Leptospirose
Chlamydien
Schmallenberg-Virus
Schwein Foten PRRS PCR 171,90 €
Leptospirose
Blut/Muttertier Leptospira-Ak MAR 42,70 €
PRRSV-Ak ELISA
Kleine Foten Coxiella burnettii PCR 231,80 €
Wiederkiuer Chlamydien
Schmallenberg-Virus
Blut/Muttertier Coxiella-Ak ELISA 9,40 €
Chlamydien-Ak
Pferd Foten EAV Virusanz. 157,50 €
EHV-1
Blut EHV-1-Ak ELISA 19,00 €

Einfiihrung technischer Regelwerke
fiir das Straflenwesen im Land Brandenburg

Richtlinien
fiir die Standardisierung des Oberbaus
von Verkehrsflichen, Ausgabe 2012
(RStO 12)

Runderlass
des Ministeriums fir Infrastruktur und Landwirtschaft,
Abteilung 4, Nummer 9/2013 - Verkehr
Sachgebiet 04.2: Straenbefestigungen;
Bemessung, Standardisierung
Vom 19. April 2013

Der Runderlass richtet sich an

- die Straenbaubehérde des Landes Brandenburg,
- die Landkreise, die kreisfreien Stidte sowie die kreisange-
horigen Stddte und Gemeinden des Landes Brandenburg.

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Stralenbau (ARS) Num-
mer 30/2012 vom 20. Dezember 2012 hat das Bundesministerium
fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) die iiberarbei-
teten ,,Richtlinien fiir die Standardisierung des Oberbaus von Ver-
kehrsflachen, Ausgabe 2012 (RStO 12)“ bekannt gegeben.

Die RStO 12 sind neuen Straflenplanungen zugrunde zu legen.
Bei laufenden Planungen ist der vorgesehene Oberbau dahin-
gehend zu priifen, ob sich durch die Anwendung der RStO 12
andere Schichtdicken ergeben. Die im Vergabeverfahren bezie-
hungsweise Bau befindlichen Projekte miissen nicht umgestellt
werden.

Im Zuge von Bundes- und Landesstraflen sind Bauweisen
mit Pflasterdecke grundsitzlich nicht anzuwenden. Sollen in
Ortsdurchfahrten aus stadtebaulichen oder anderen Rahmen-
bedingungen sowie bei Abstellflichen Bauweisen mit Pflaster-
decke vorgesehen werden, sind in der Belastungsklasse Bk 3,2
nur Bauweisen entsprechend Tafel 3, Zeilen 4 bis 7 vorzuse-
hen.

Weitere Hinweise zur Anwendung von Bauweisen mit Pflaster-
decke (gebundene Pflasterkonstruktionen) sind unter der Inter-
netadresse www.ls.brandenburg.de des Landesbetriebes Stra-
Benwesen Brandenburg abrufbar.

Die Anderung der Regelung des ARS Nummer 5/2005 des
BMVBS vom 16. Juni 2005 ,,Kriterien fiir die Wahl und Bewer-
tung unterschiedlicher Bauweisen fiir den Oberbau von Bundes-
fernstralen mit getrennten Richtungsfahrbahnen®, eingefiihrt
mit Runderlass des Ministeriums fiir Infrastruktur und Raum-
ordnung, Abteilung 5, Nummer 17/2005 - Straenbau vom
19. September 2005 (ABI. S. 1046), gedndert durch den Rund-
erlass des Ministeriums fiir Infrastruktur und Landwirtschaft,
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Abteilung 4, Nummer 15/2010 - Straenbau vom 30. August
2010 (ABI. S. 1571), ist zu beachten.

Hiermit werden die ,,Richtlinien fiir die Standardisierung des
Oberbaus von Verkehrsflichen, Ausgabe 2012 (RStO 12)* fiir
Bundesfern- und Landesstrafien eingefiihrt. Fiir die im Zustin-
digkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien Stidte sowie der
kreisangehdrigen Stidte und Gemeinden des Landes Branden-
burg liegenden Straen wird die Anwendung empfohlen.

Der Runderlass des Ministeriums fiir Stadtentwicklung, Wohnen
und Verkehr, Abteilung 5, Nummer 4/2002 - Stra3enbau vom
28. Januar 2002 (ABI. S. 80) wird hiermit aufgehoben.

Die RStO 12 sind bei der FGSV-Verlag GmbH, Wesselinger
Strafie 17, 50999 K&ln, zu beziehen.



Amtsblatt fir Brandenburg — Nr. 19 vom 8. Mai 2013 1437

Errichtung und Betrieb von fiinf Windkraftanlagen
in 16269 Wriezen

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Spremberger Strale 13 - 15 in 03046 Cottbus beantragt die
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG), auf den Grundstiicken in 16269 Wriezen, Gemar-
kung Haselberg, Flur 3, Flurstiick 429, Gemarkung Fran-
kenfelde, Flur 3, Flurstiick 17, Gemarkung Liidersdorf,
Flur 8, Flurstiicke 25 und 27, Gemarkung Schulzendorf,
Flur 1, Flurstiick 23 (Landkreis Méarkisch-Oderland) fiinf Wind-
kraftanlagen zu errichten und zu betreiben.

Bei den Windkraftanlagen handelt es sich um Anlagen der Num-
mer 1.6, Spalte 2 des Anhangs der Verordnung iiber genehmi-
gungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV). Des Weiteren stellt
das Vorhaben eine Erweiterung einer Windfarm, bestehend aus
29 Windkraftanlagen (der Nummer 1.6.1 Spalte 1 der Anlage 1
des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung [UVPG]
zuzuordnen), dar.

Die Inbetriebnahme der neu errichteten Anlagen ist im I11. Quar-
tal 2013 vorgesehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 15. Mai 2013 bis
einschliefilich 14. Juni 2013 im Landesamt fir Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung Ost, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle, Miillroser Chaussee 50, Zimmer 103
in 15236 Frankfurt (Oder) und in der Stadtverwaltung Wriezen,
Freienwalder Straf3e 50, Zimmer 17 in 16269 Wriezen ausgelegt
und kdnnen dort wiahrend der Dienststunden von jedermann ein-
gesehen werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 15. Mai 2013 bis einschlieB8lich 28. Juni
2013 schriftlich beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsver-
fahrensstelle, Postfach 601061 in 14410 Potsdam erhoben wer-
den. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Ti-
teln beruhen.

Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behorde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob
ein Erorterungstermin durchgefiihrt wird.

Findet aufgrund dieser Entscheidung kein Erdrterungstermin statt,
so wird dies nochmals gesondert 6ffentlich bekannt gemacht.

Der Erorterungstermin ist vorgesehen fiir den 30. Juli 2013
um 10:00 Uhr in dem Saal der Speiseeinrichtung der Grund-

und Oberschule ,,Salvador Allende“, Hospitalstrafie 36 in
16269 Wriezen. Kann die Erorterung an diesem Tag nicht abge-
schlossen werden, wird der Erdrterungstermin an den folgenden
Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die
formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben
haben, erortert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemifBen Durchfiihrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung iiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Fiir das Vorhaben wurde gemal § 3¢ des Gesetzes liber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung eine allgemeine Vorpriifung des
Einzelfalls durchgefiihrt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver-
pflichtung zur Durchfithrung einer Umweltvertréglichkeitsprii-
fung (UVP) besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar. In die Unter-
lagen sowie in die Begriindung fiir das Entfallen der UVP-
Pflicht kann im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Miillroser Chaussee 50, Zimmer 103 in 15236 Frank-
furt (Oder) eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBLI.IS.3830), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. April 2013 (BGBI.IS. 734)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL.I8. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
8. April 2013 (BGBI. I S. 2730)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle
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Anderung der Biomethaneinspeise-,
Konditionierungs- und Verdichteranlage
in 16303 Schwedt/Oder

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Die Firma EWE Netz GmbH, Cloppenburger Strale 302 in
26133 Oldenburg beantragt die Genehmigung nach § 16 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) fiir die wesent-
liche Anderung der Biomethaneinspeise-, Konditionierungs- und
Verdichteranlage auf dem Grundstiick Passower Chaussee 111
in 16303 Schwedt/Oder, Gemarkung Schwedt, Flur 28, Flur-
stiick 31 (Landkreis Uckermark).

Bei der zu dndernden Anlage handelt es sich um eine Anlage der
Nummer 9.1 der Spalte 1 des Anhanges der Verordnung iiber ge-
nehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein
Vorhaben der Nummer 9.1.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes
iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Das Vorhaben umfasst die Erhhung der Lagermenge auf 49,3 t
und die Erweiterung der Aufbereitung auf 7.000 Nm’/h.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen Unterla-
gen werden einen Monat vom 15. Mai 2013 bis einschlieflich
14. Juni 2013 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Miillroser Chaussee 50, Zimmer 103 in 15236 Frank-
furt (Oder) und in der Stadt Schwedt/Oder, im Rathaus 2,
Raum 327, Theodor-Neubauer-Strafie 5 in 16303 Schwedt/Oder
ausgelegt und konnen dort wihrend der Sprechzeiten von jeder-
mann eingesehen werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 15. Mai 2013 bis einschlieB8lich 28. Juni
2013 schriftlich beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsver-
fahrensstelle, Postfach 601061 in 14410 Potsdam oder bei der
Stadt Schwedt/Oder, Lindenallee 25 - 29 in 16303 Schwedt/Oder
erhoben werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen.

Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behorde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob
ein Erdrterungstermin durchgefiihrt wird.

Findet aufgrund dieser Entscheidung kein Erdrterungstermin statt,
so wird dies nochmals gesondert 6ffentlich bekannt gemacht.

Der Erorterungstermin ist vorgesehen fiir den 6. August 2013
um 10:00 Uhr bei den Stadtwerken Schwedt, Heinersdorfer
Damm 55 - 57 in 16303 Schwedt/Oder. Kann die Erorterung

an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erorte-
rungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird
darauf hingewiesen, dass die formgerecht erhobenen Einwen-
dungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, erdrtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen werden dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt gegeben.

Auf'Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und Anschrift
vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur
ordnungsgemafien Durchfiihrung des Genehmigungsverfahrens
nicht erforderlich sind. Die Entscheidung iiber die Einwendungen
erfolgt im Rahmen des Genehmigungs- oder Ablehnungsbeschei-
des. Die Zustellung der Entscheidung iiber die Einwendungen
kann durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Fiir das Vorhaben wurde gemal § 3¢ des Gesetzes liber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung eine allgemeine Vorpriifung des Ein-
zelfalls durchgefiihrt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver-
pflichtung zur Durchfithrung einer Umweltvertriglichkeitsprii-
fung (UVP) besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar. In die Unter-
lagen sowie in die Begriindung fiir das Entfallen der UVP-Pflicht
kann im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle,
Miillroser Chaussee 50, Zimmer 103 in 15236 Frankfurt (Oder)
eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.IS.3830), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. April 2013 (BGBI. I S. 734)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI.18S.1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April
2013 (BGBI.1S. 734)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer Metallrecyclinganlage in 14656 Brieselang

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Frau Zeina Raudies, Barmbeker Weg 15 in 13589 Berlin, bean-
tragt die Genehmigung nach § 4 Absatz 1 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Gemarkung Zeestow
(Landkreis Havelland), Flur 1, Flurstiicke 522 Teilstiick A
und 526 Teilstiick A, eine Anlage zur zeitweiligen Lagerung
von Eisen- und Nichteisenschrotten (Schrottplatz) in Verbin-
dung mit einer Anlage zur sonstigen Behandlung von nicht ge-
fahrlichen Abfillen zu errichten und zu betreiben.

Bei dem Schrottplatz handelt es sich um eine Anlage der Num-
mer 8.9 b, Spalte 2 des Anhangs der Verordnung iiber genehmi-
gungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben
der Nummer 8.7.2, Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war hierfiir eine standortbezogene Vorpriifung
des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 033201 442-486 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam/
OT Grof3 Glienicke, eingesehen werden.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer BHKW-Anlage am Standort Hauptstrafie
in 14913 Dahme/Mark OT Wahlsdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Die Firma Biogas Niederer Fliming GmbH & Co. KG, Petkuser
StraBle 3 a, 14913 Dahme/Mark beantragt die Neugenehmigung
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in
der Gemarkung Wahlsdorf (Landkreis Teltow-Flaming), Flur 2,
Flurstiick 465 eine Verbrennungsmotoranlage/BHKW-Anlage
zur Erzeugung von Strom und Wérme fiir den Einsatz von Bio-
gas mit einer Feuerungswirmeleistung von 1,35 MW zu errich-
ten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.4 b) aa)
Spalte 2 des Anhanges der Verordnung iiber genehmigungs-
bediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der
Nummer 1.2.2.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Vorpriifung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbsténdig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strafe 7 in 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.1S.3830), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
8. April 2013 (BGBL. I S. 734) geéndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Miérz 1997 (BGBL. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726) gedndert wor-
den ist.
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Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBI.IS. 734) gedndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb von einer
Windkraftanlage am Standort 03172 Schenkendébern

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Die Firma e.n.o. energy GmbH, Strale am Zeltplatz 7 in
18230 Ostseebad Rerik beantragt die Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in der Gemar-
kung Schenkenddbern der Gemeinde Schenkenddbern, Land-
kreis Spree-Neifle, Flur 4, Flurstiick 61 eine Windkraftanlage
(WKA), Typ Vestas V112 zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um ein Vorhaben der Nummer 1.6 Spalte 2
des Anhanges der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Vorpriifung erfolgte mit Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wiahrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strafe 7 in 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002

(BGBI.IS. 3830), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
8. April 2013 (BGBI. I S. 734) gedndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726) geéndert wor-
den ist.

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBL. I S. 734) gedndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb von
drei Windkraftanlagen am Standort
03172 Schenkenddbern

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Die Firma e.n.o. energy GmbH, Strale am Zeltplatz 7 in
18230 Ostseebad Rerik beantragt die Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in der Gemar-
kung Schenkenddbern der Gemeinde Schenkenddbern, Land-
kreis Spree-Neife, Flur 1, Flurstiicke 8, 155, 166 drei Wind-
kraftanlagen (WKA), zwei vom Typ €.n.0.92 und eine vom Typ
Vestas V112 zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um ein Vorhaben der Nummer 1.6 Spalte 2
des Anhanges der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iliber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Vorpriifung erfolgte mit Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
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der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strae 7 in 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.IS. 3830), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
8. April 2013 (BGBI. I S. 734) gedndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726) geéndert wor-
den ist.

Gesetz iber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBL. I S. 734) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von sechs Windkraftanlagen als Repowering
am Standort 15926 Luckau OT Waltersdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Die Firma Volker Nagel OHG, Dresdner Straf3e 18 in 15926 Luckau
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), einen Windpark mit sechs Wind-
kraftanlagen des Typs Enercon E-53 mit einer Nabenhéhe von
77,25 m, einem Rotordurchmesser von 53 m und einer elektri-
schen Leistung von je 0,8 MW als Repowering von sieben
bestehenden Windkraftanlagen in der Gemarkung Waltersdorf
(Landkreis Dahme-Spreewald), Flur 4, Flurstiicke 220, 222,
223,227 und 237 zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6 Spalte 2
des Anhanges der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertrdglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Vorpriifung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strafe 7 in 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerédusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.IS. 3830), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
8. April 2013 (BGBI. I S. 734) gedndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726) geéndert wor-
den ist.

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBL. I S. 734) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Wesentliche Anderung einer Abfallentsorgungsanlage
am Standort 14947 Ludwigsfelde

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Der Firma Becker + Armbrust GmbH, Tobias-Magirus-Str. 100,
15236 Frankfurt (Oder), wurde die Genehmigung gemé8 §§ 16, 10
Bundes-Immissionsschutzgesetz der Abfallentsorgungsanlage
bezogen auf den Betriebsteil der zeitweiligen Lagerung von ge-
fahrlichen Abfallen am Standort Gottlieb-Daimler-Strafie 10 in
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14974 Ludwigsfelde, Gemarkung Ludwigsfelde, Flurstiicke 67/82,
152,238 und 397 erteilt,

Das Vorhaben umfasst die Erhéhung der Aufnahmekapazitét
von derzeit 3.000 Tonnen auf 25.000 Tonnen pro Jahr zur Lage-
rung von gefahrlichen Abféllen unter Beibehaltung der Lager-
menge von maximal 150 Tonnen auf dem bestehenden Betriebs-
geldnde.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Der Genehmigungsbescheid und die dazugehdrigen Antragsun-
terlagen liegen in der Zeit vom 09.05.2013 bis zum 22.05.2013
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-
Schon-Strafie 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 und in der Stadt
Ludwigsfelde, Bauleitplanung und Liegenschaften, 14974 Lud-
wigsfelde, Rathausstrae 3 zur Einsichtnahme wihrend der
Dienststunden aus.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben,
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Siid, Von-Schon-Stra3e 7
in 03050 Cottbus schriftlich oder miindlich zur Niederschrift
einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBI. I S. 3830),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBI.1S.734)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert Artikel 7 des
Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBL. I S. 1726)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI.18S.1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Antrag auf Betrieb einer Kleinmengenproduktion
im Technikum der BASF Schwarzheide GmbH
in 01987 Schwarzheide

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Die Firma BASF Schwarzheide GmbH, Schipkauer Strafe 1,
01987 Schwarzheide beantragt die Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stiick Schipkauer Strafie 1, 01987 Schwarzheide, in der Gemar-
kung Schwarzheide, Flur 6, Flurstiick 470 eine Anlage zur
Kleinmengenproduktion zu betreiben.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen:

Die Nutzung einer Reihe von vorhandenen Reaktoren des Tech-
nikums aus dem Einsatz fiir Forschung und Entwicklung fiir die
Produktion von Kleinmengen zur kommerziellen Anwendung.
Die Anlage wird als Mehrzweck- bzw. Vielstoffanlage betrieben,
wobei vorwiegend exotherme Additions-/Substitutionsreaktio-
nen (z. B. Alkoxylierungen von hydroxid- bzw. aminogruppen-
haltigen Startern zur Herstellung z. B. von Polyetherolen und
Tensiden), als auch Kondensationsreaktionen (z. B. Veresterungs-
und Aldolreaktionen) zur Anwendung kommen.

Die Kapazitit der Anlage soll 200 t/a betragen. Die Inbetrieb-
nahme der Anlage ist fiir Dezember 2013 vorgesehen.

1. Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehdrigen Unterlagen
werden einen Monat vom 15.05.2013 bis einschlieBlich
14.06.2013 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Von-Schon-Straf3e 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27
und in der Stadt Schwarzheide, Bauamt, Ruhlander Strafle 102
in 01987 Schwarzheide, Zimmer 218-1 ausgelegt und kénnen
dort wihrend der Dienststunden von jedermann eingesehen wer-
den.

II. Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben koénnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 15.05.2013 bis einschlieB8lich 28.06.2013
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

III. Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, trifft die Genehmigungsbehérde
nach Ablauf der Einwendungsfrist eine Ermessensentscheidung
dartiiber, ob die erhobenen Einwendungen einer Erorterung be-
diirfen. Diese Entscheidung wird 6ffentlich bekannt gemacht.

Wird ein Erérterungstermin durchgefiihrt, so findet dieser am
22.08.2013, um 10:00 Uhr, im Biirgersaal des Biirgerhauses
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(Stadtverwaltung), Ruhlander Strafie 102 in 01987 Schwarz-
heide statt. Kann die Erdrterung an diesem Tag nicht abge-
schlossen werden, wird der Erdrterungstermin an den folgenden
Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die
formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben
haben, erortert werden.

IV. Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemifBen Durchfiihrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung iiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Fiir das Vorhaben wurde gemal § 3¢ des Gesetzes iiber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung eine allgemeine Priifung des Ein-
zelfalls durchgefiihrt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver-
pflichtung zur Durchfithrung einer Umweltvertréglichkeitsprii-
fung (UVP) besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstidndig anfechtbar. In die Unter-
lagen sowie in die Begriindung fiir das Entfallen der UVP-
Pflicht kann im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Von-Schon-Straf3e 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27
eingesehen werden.

V. Rechtsgrundlagen

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBI. I S. 3830),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBL.1S.734)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Marz 1997 (BGBIL. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726) geéndert wor-
den ist.

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI.1S. 1001), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBL. I S. 2470) gedndert worden ist.

Gesetz iber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April
2013 (BGBI.IS. 734) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage
in 03172 Schenkendobern

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 7. Mai 2013

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Spremberger Strafle 13 - 15 in 03046 Cottbus beantragt eine
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG), auf dem Grundstiick in 03172 Schenkenddbern,
Gemarkung Schenkenddbern, Flur 1, Flurstiick 16 und 19 eine
Windkraftanlage (WKA) zu errichten und zu betreiben.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von einer Windkraftanlage vom Typ Nordex N117 mit
einer Leistung von 2,4 MW.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im I'V. Quartal 2013 geplant.
Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 15.05.2013 bis ein-
schlieBlich 14.06.2013 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz, Regionalabteilung Siid, Genehmigungs-
verfahrensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schon-Strafle 7 in 03050 Cott-
bus und in dem Bauamt der Gemeinde Schenkenddbern, Ge-
meindeallee 45 in 03172 Schenkenddbern ausgelegt und kénnen
dort wahrend der Dienststunden von jedermann eingesehen wer-
den.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben konnen wéhrend der Ein-
wendungsfrist vom 15.05.2013 bis einschlielich 28.06.2013
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behorde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob
ein Erdrterungstermin durchgefiihrt wird.

Findet aufgrund dieser Entscheidung kein Erérterungstermin
statt, so wird dies nochmals gesondert 6ffentlich bekannt ge-
macht.

Der Erorterungstermin ist vorgesehen fiir den 28.08.2013, um
10:00 Uhr, im Steinsaal, Schlossstrafie 15 in 03172 Schen-
kendobern OT Krayne. Kann die Erérterung an diesem Tag
nicht abgeschlossen werden, wird der Erdrterungstermin an den
folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen,
dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erortert werden.
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Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemafien Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Fiir das Vorhaben wurde geméB § 3¢ des Gesetzes iiber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung eine Allgemeine Vorpriifung des
Einzelfalls durchgefiihrt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver-
pflichtung zur Durchfiihrung einer Umweltvertréglichkeitsprii-
fung (UVP) besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. In die Unter-
lagen sowie in die Begriindung fiir das Entfallen der UVP-
Pflicht kann im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz Brandenburg, Regionalabteilung Siid, Genehmi-
gungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schon-Strale 7 in
03050 Cottbus eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBI. I S. 3830),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBI.1S.734)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mérz 1997 (BGBL. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726) gedndert wor-
den ist.

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. 1S. 1001), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470) gedndert worden ist.

Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April
2013 (BGBI. IS. 734) gedndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb einer Hiihnchenmastanlage
in 16866 Gumtow OT Heinzhof

Erneute Gemeinsame Bekanntmachung
des Landesamtes fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz und
des Landkreises Prignitz, untere Wasserbehorde,
Vom 22. April 2013

Berichtigung der Bekanntmachung vom 13.03.2013

Die Firma IRTOMA Gefliigel GmbH, Dannenwalder Strafle 14,
16866 Gumtow beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick
Dannenwalder Strafe 14, 16866 Gumtow OT Heinzhof, in der
Gemarkung Gumtow, Flur 2, Flurstiick 15 eine Anlage zum
Halten von Gefliigel mit 200.000 Masthihnchenplitzen zu
errichten und zu betreiben.

Fiir die Einleitung von Dachfldchenwasser in die Jaglitz wird die
wasserrechtliche Erlaubnis nach §§ 8 und 9 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) beantragt.

Gemal § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchfiihrung
des BImSchG ist fiir das Vorhaben die Durchfiihrung einer Um-
weltvertriglichkeitspriifung vorgesehen.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von:

- vier Stallgebduden mit einer Kapazitit von jeweils 50.000 Tier-
platzen mit entsprechender Stallausriistung und Liiftungsan-
lage

- zwel Zwischengebduden mit Technik/Versorgungseinrich-
tungen,

- einem Nebengebdude mit Sozialtrakt sowie Heizung (Hack-
schnitzelheizung 600 - 750 kW)

- einer Auffanggrube fiir Stallreinigungswasser mit dem Vo-
lumen von 12 m’

- acht Mischfuttersilos mit einer Kapazitdt von jeweils 40 m’

- einem Kadavercontaineraufstellplatz mit einem gekiihlten
Kadavercontainer

- einer Sammelgrube zur Lagerung des Sozialabwassers mit
dem Volumen von 10 m’

- zwei Loschwasserbrunnen mit einer Forderleistung von ins-
gesamt 96 m’/h

- innerbetrieblichen Verkehrsflichen mit zwei Feuerwehr-
stellpldtzen

- einer Verbindungsstrafe zwischen der Hihnchenmastanlage
und der benachbarten Biogasanlage

Die Inbetriebnahme der Anlage ist fiir September 2014 vorgese-
hen.

Das Vorhaben wurde bereits am 13.03.2013 o6ffentlich bekannt
gemacht und nachfolgend ausgelegt. Wegen des formellen Feh-

lers der zeitweise unvollstindigen Auslegung von Antragsunter-
lagen in der Gemeinde Gumtow wird die Offentlichkeitsbeteili-

gung wiederholt.




Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 19 vom 8. Mai 2013 1445

Durch die erneute Auslegung gelten eine neue Einwendungs-
frist sowie ein neuer Erorterungstermin. Die Bekanntma-
chung vom 13.03.2013 wird aus diesem Grund wie folgt be-
richtigt.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen Unterlagen
werden einen Monat vom 15.05.2013 bis einschlieilich
14.06.2013

- im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz Brandenburg, Fehrbelliner Strafe 4 a, Zimmer 4.02 in
16816 Neuruppin

- im Landkreis Prignitz, Sachbereich Natur- und Gewds-
serschutz, Haus 3, Zimmer 1.19, Berliner Strale 49 in
19348 Perleberg

- in der Gemeinde Gumtow, Karpatenweg 2, Versammlungs-
raum, in 16866 Gumtow

ausgelegt und konnen dort wiahrend der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden. Die ausgelegten Unterlagen ent-
halten auch die Untersuchungen zur Priifung der Umweltver-
traglichkeit sowie den Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben konnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 15.05.2013 bis einschlieB8lich 28.06.2013
schriftlich bei der vorgenannten Stelle oder beim Landesamt fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Referat RW 1, See-
burger Chaussee 2, 14476 Potsdam OT Grof3 Glienicke, erhoben
werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen

Titeln beruhen. Bisher fristgemal eingegangene Einwendungen
werden beriicksichtigt und miissen nicht wiederholt werden.

Erorterungstermin

Der laut Bekanntmachung vom 13.03.2013 angesetzte Erorte-
rungstermin am 18.06.2013 wird aufgehoben. Die form- und

fristgerechten Einwendungen werden in einem neuen Erorte-
rungstermin am 07.08.2013, um 10:00 Uhr, im Saal im Ge-
meindezentrum Demerthin, Schulstrafie 10 - 12,16866 Gum-
tow OT Demerthin erdrtert. Anlésslich dieses Erdrterungster-
mins werden auf Grund der gemeinsamen UVP auch die form-
und fristgerecht erhobenen Einwendungen zum Genehmi-
gungsverfahren der Gumtow Gefliigel GmbH erortert. Kann
die Erorterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden,
wird der Erorterungstermin an den folgenden Werktagen fort-
gesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht er-
hobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstel-
lers oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, er-
oOrtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn

diese zur ordnungsgeméfen Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung iiber die Einwendungen kann durch &6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.1S. 3830), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 27. Juni 2012 (BGBL. I S. 1421)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBI. 1 S. 504), zuletzt gedndert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 19 des
Gesetzes vom 11. August 2009 (BGBL. I S. 2729)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Ja-
nuar 2013 (BGBI. I S. 95)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz -
WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt gedndert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBI. I S. 95)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Landkreis Prignitz
Der Landrat

Errichtung und Betrieb einer Hihnchenmastanlage
in 16866 Gumtow OT Heinzhof

Erneute Gemeinsame Bekanntmachung
des Landesamtes fiir Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz und
des Landkreises Prignitz, untere Wasserbehorde,
Vom 22. April 2013

Berichtigung der Bekanntmachung vom 13.03.2013
Die Firma Gumtow Gefliigel GmbH, Dannenwalder Strafie 14,

16866 Gumtow beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
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stiick Dannenwalder Strafle 14, 16866 Gumtow OT Heinzhof, in
der Gemarkung Gumtow, Flur 2, Flurstiick 15 cine Anlage
zum Halten von Gefliigel mit 200.000 Masthihnchenpliitzen
zu errichten und zu betreiben.

Fiir die Einleitung von Dachfldchenwasser in die Jaglitz wird die
wasserrechtliche Erlaubnis nach §§ 8 und 9 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) beantragt.

Gemal § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchfiihrung
des BImSchG ist fiir das Vorhaben die Durchfithrung einer Um-
weltvertriglichkeitspriifung vorgesehen.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von:

- vier Stallgebduden mit einer Kapazitit von jeweils 50.000 Tier-
plétzen mit entsprechender Stallausriistung und Liiftungsan-
lage

- zwei Zwischengebduden mit Technik/Versorgungseinrich-
tungen,

- einer Auffanggrube fiir Stallreinigungswasser mit dem Vo-
lumen von 12 m’

- einem Lagerbehilter fiir Stallreinigungswasser mit einem
Nettovolumen von 1.162 m?

- acht Mischfuttersilos mit einer Kapazitit von jeweils 40 m’

- zwei Loschwasserbrunnen mit einer Forderleistung von ins-
gesamt 96 m*/h

- innerbetrieblichen Verkehrsflichen mit zwei Feuerwehr-
stellplédtzen.

Verschiedene betriebliche Einrichtungen der benachbarten
IRTOMA Gefliigel GmbH sollen durch die Gumtow Gefliigel
GmbH mit genutzt werden.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist fiir September 2014 vorgese-
hen.

Das Vorhaben wurde bereits am 13.03.2013 o6ffentlich bekannt
gemacht und nachfolgend ausgelegt. Wegen des formellen Feh-

lers der zeitweise unvollstindigen Auslegung von Antragsunter-
lagen in der Gemeinde Gumtow wird die Offentlichkeitsbeteili-

gung wiederholt.

Durch die erneute Auslegung gelten eine neue Einwendungs-
frist sowie ein neuer Erdrterungstermin. Die Bekanntma-
chung vom 13.03.2013 wird aus diesem Grund wie folgt be-
richtigt.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehdrigen Unterlagen
werden einen Monat vom 15.05.2013 bis einschliefilich
14.06.2013

- im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz Brandenburg, Fehrbelliner Straf3e 4 a, Zimmer 4.02 in
16816 Neuruppin

- im Landkreis Prignitz, Sachbereich Natur- und Gewés-
serschutz, Haus 3, Zimmer 1.19, Berliner Strafie 49 in
19348 Perleberg

- in der Gemeinde Gumtow, Karpatenweg 2, Versammlungs-
raum, in 16866 Gumtow,

ausgelegt und konnen dort wiahrend der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden. Die ausgelegten Unterlagen ent-
halten auch die Untersuchungen zur Priifung der Umweltver-
traglichkeit sowie den Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 15.05.2013 bis einschlieB8lich 28.06.2013
schriftlich bei der vorgenannten Stelle oder beim Landesamt fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Referat RW 1,
Seeburger Chaussee 2, 14476 Potsdam OT Grof3 Glienicke, er-
hoben werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. Bisher fristgemifl eingegangene
Einwendungen werden beriicksichtigt und miissen nicht wie-
derholt werden.

Erorterungstermin

Der laut Bekanntmachung vom 13.03.2013 angesetzte Erorte-
rungstermin am 18.06.2013 wird aufgehoben. Die form- und

fristgerechten Einwendungen werden in einem neuen Erdrte-
rungstermin am 07.08.2013, um 10.00 Uhr, im Saal im
Gemeindezentrum Demerthin, Schulstrafie 10 - 12,
16866 Gumtow OT Demerthin erortert. Anldsslich dieses Er-
orterungstermins werden auf Grund der gemeinsamen UVP
auch die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen zum
Genehmigungsverfahren der IRTOMA Gefliigel GmbH er6r-
tert. Kann die Erorterung an diesem Tag nicht abgeschlossen
werden, wird der Erdrterungstermin an den folgenden Werkta-
gen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die formge-
recht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des An-
tragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, erdrtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemédBen Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.IS.3830), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 27. Juni 2012 (BGBL. IS. 1421)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
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lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBL. I S. 504), zuletzt gedndert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungs-
verfahren - 9. BlImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 29. Mai 1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch
Artikel 19 des Gesetzes vom 11. August 2009 (BGBI. 1
S.2729)

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Ja-
nuar 2013 (BGBI. I S. 95)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz -
WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBL. I S. 2585), zuletzt gedndert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBI. I S. 95)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Landkreis Prignitz
Der Landrat
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BEKANNTMACHUNGEN DER K“(")RPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Offentliche Sitzung der Vertreterversammlung

Bekanntmachung der Deutschen Rentenversicherung
Berlin-Brandenburg
Vom 8. Mai 2013
Tel.: 030 3002-1040 oder 030 3002-0

Die nichste Sitzung der Vertreterversammlung der Deutschen
Rentenversicherung Berlin-Brandenburg findet am
Mittwoch, den 29. Mai 2013, 11:00 Uhr,

im Berufsférderungswerk Berlin-Brandenburg e. V., Kastanien-
allee 25 in 16567 Miihlenbeck, statt.

Kommunaler Anteilseignerverband Nordost der E.ON edis AG

Bekanntmachung
des Kommunalen Anteilseignerverbandes Nordost
der E.ON edis AG

Siebzehnte Anderung zur Verbandssatzung
des Kommunalen Anteilseignerverbandes Nordost
der E.ON edis AG

Die Verbandssatzung des Kommunalen Anteilseignerverbandes
Nordost der E.ON edis AG in der Bekanntmachung vom 7. Sep-
tember 2000 (AmtsBl. M-V/AAz. S. 965), zuletzt gedndert
durch die sechzehnte Anderungssatzung zur Verbandssatzung
des Kommunalen Anteilseignerverbandes der E.ON edis AG
vom 26. Juni 2012 (Der Uberblick 2012, S. 418 und ABI. fiir
Brandenburg S. 1099) wird wie folgt gedndert:

In § 4 (Aufgaben des Zweckverbandes) ist ein neuer Absatz 6
aufzunehmen:

,»,(6) Der Verband kann sich auch entsprechend seinen finanziel-
len Verhdltnissen an Gesellschaften, die der Gewinnung er-
neuerbarer Energie dienen, beteiligen, soweit die Haftung be-
grenzt ist.”

In § 12 (Deckung des Finanzbedarfs) Absatz 3 erhilt folgen-
de neue Fassung, die den bisherigen Absatz 3 ersetzt:

,»(3) Nach Abzug notwendiger eigener Aufwendungen verblei-
bende Renditen, die nicht zur Finanzierung weiterer Aktienk&u-
fe oder Beteiligungen nach § 4 Abs. 6 entsprechend der Be-
schliisse der Verbandsversammlung verwandt werden, werden
im Verhéltnis der durch die Verbandsmitglieder eingebrachten
Beteiligungen zueinander ausgeschiittet.

Torgelow, den 17.04.2013

Ralf Gottschalk
Verbandsvorsteher
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Gléubigers
und den ibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der Ver-
steigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 2. Juli 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Bad Liebenwerda Blatt 2332 eingetragene Grundstiick; Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Bad 17 304 Gebaude- und Freifliche 1.417 m’
Liebenwerda Baumschulenweg 11
versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit echemaligen Lagerge-
bauden und Garagengebdude sowie Lagergebduderuinen in
stark sanierungsbediirftigen bzw. z. T. baufilligen Zustand
(ehem. Bauhof der Stadt Bad Liebenwerda).

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 01.11.2012.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 4.700,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 15 K 85/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 2. Juli 2013, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 600 eingetragene Grundstiick; Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

10 Doberlug- 11 75/3 Gebdude- und Freifliche 1.783 m’
Kirchhain Karl-Liebknecht-Str.

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem zweigeschossi-
gen Wohn- und Geschiftshaus sowie umfangreichen Nebenge-
bauden, belegen Karl-Liebknecht-Str. 3.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 05.06.2012.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 37.200,00 EUR.

Im Termin am 19.03.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschafts-Nr.: 15 K 45/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 2. Juli 2013, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Trobitz Blatt 441 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 Trobitz 3 410 Gebidude- und Freifliche, 1.051 m?
Doberluger Str. 1

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Zweifamilien-
haus und Garage.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 10.11.2011 bzw. 12.10.2012.

Der Verkehrswert wurde gemédl § 74a Absatz. 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 38.000,00 EUR.

Im Termin am 19.03.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 72/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 4. Juli 2013, 9:00 Uhr
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im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Gorden Blatt 468 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1  Gorden 3 637 Gebdude- und Freifliche, 1.487 m?
Landwirtschaftsflache,
Senftenberger Str. 37

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Einfamilien-
haus und Nebengebidude (Bj. ca. 1955, WF ca. 121 m?, leer ste-
hend) sowie Doppelgarage.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 05.11.2012.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz S, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 57.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 81/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 4. Juli 2013, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Elsterwerda Blatt 2672 cingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung geméif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie
1 Elsterwerda 27 650/120 Stolzenhainer Str. 7 2.966 m*

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Wohn-/Gewerbegrundstiick be-
baut mit einem Wohngebiude, einem Biiro-, Werkstatt-/Lager-
gebiude, zwei Lagergebiuden und einer Uberdachung.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 08.09.2011.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz S, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 250.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 53/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 4. Juli 2013,11:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Neuburxdorf Blatt 472 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

2 Neuburx- 5 408 Gebdude- und Freifliche 5.681 m?
dorf Gewerbe und Industrie,
Dorfstrafle 47

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Dreiseitenhof bebaut mit einem
Wohn- und Geschiftshaus, Lagergebdude, Zwischenbau/Gara-
ge, Werkstattgebdude und einem Nebengebéude.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 21.07.2011.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf: 88.000,00 EUR sowie evtl. Zubehor: 5.200,00 EUR.

Im Termin am 14.03.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Halfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 21/11

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 25. Juni 2013, 14:00 Uhr
im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, II. Oberge-
schoss, Saal 313, das im Grundbuch von Bohsdorf Blatt 466
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemd3 Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bohsdorf, Flur 2, Flurstiick 30/2, Ge-
baude- und Freifliche, Muskauer Straf3e 36, Grofie:
609 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist laut Gutachten vom 27.03.2012 bebaut mit
einem groflen unterkellerten, 2-geschossigen Zweifamilienwohn-
haus (Bj. 1991/92, ausgebautes DG, Garage im Keller, Wohnfla-
che Wohnung EG: 94,5 m’, Wohnfliche Wohnung OG/DG:
148,4 m?). Zufahrt, Eingangsbereich und Medianschliisse befin-
den sich auf dem Nachbargrundstiick.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 165.000,00 EUR.
AZ:59K 111/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 16. Juli 2013, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, der im Wohnungs-
grundbuch von Kiekebusch Blatt 922 eingetragene Miteigen-
tumsanteil, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd.Nr. 1,  479,20/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Kiekebusch, Flur 1, Flurstiick 1596,
Gebdude- und Freifldache, Kahrener Strafie (OT Kie-
kebusch) 26 b, 26 ¢, 1.857 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Doppelhaushilfte
sowie Garage - jeweils Nummer 1 des Aufteilungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Grundbiicher von Kiekebusch Blatter 922 bis 925). Der hier
eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen
Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte be-
schrankt.
Es bestehen Sondernutzungsrechte.
Im Ubrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des
Sondereigentums und der Sondernutzungsrechte auf die Bewil-
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ligung vom 23.06.1999 (UR 1341/1999 Notar Klein, Cottbus)
Bezug genommen.

versteigert werden.

Laut vorliegendem Gutachten handelt es sich bei dem Woh-
nungseigentum Nr. 1 um eine Doppelhaushilfte (Fertigteilhaus,
Bj. ca. 2000) mit einer Wohnfldche von 113,02 m? nebst Garage.
Lagebezeichnung: Kahrener Straf3e 26 c.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Wohnungs-
grundbuch am 28.04.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 140.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 28/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 31. Juli 2013, 9:00 Uhr

im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, II. Oberge-

schoss, Saal 313, das im Grundbuch von Dobern Blatt 1331

eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemifl Bestandsver-

zeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Débern, Flur 2, Flurstiick 1235, Gebéu-
de- und Freiflache, Kirchweg 2 ¢, Grofie: 607 m?,
Gemarkung Débern, Flur 2, Flurstiick 1236, Ver-
kehrsflache, Kirchweg, Grofie: 95 m?

versteigert werden.

Das Grundstiick (Flurstiick 1235) ist laut Gutachten vom

19.04.2012 bebaut mit einem leer stehenden Einfamilienhaus

mit Keller (Bj. ca. 1976, DDR-Standard, Schiden durch Frost-

einwirkung) und einem Nebengebdude (Garage, Sommerkiiche
mit WC). Bei dem Flurstiick 1236 handelt es sich um eine Ver-
kehrsflache.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

02.01.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf29.500,00 EUR.

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:59K 141/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 31. Juli 2013, 11:00 Uhr

im Amtsgericht Cottbus, Haus I, Gerichtsplatz 2, II. Oberge-
schoss, Saal 313, das im Grundbuch von Gallinchen Blatt 842
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung geméill Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Gallinchen, Flur 2, Flurstiick 175/9,

Grofe: 9.310 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.12.2010 eingetragen worden.
Zu diesem Zeitpunkt waren als Eigentlimer eingetragen:

a)

*
, —

©)
d)
e)
f)

- in Gesellschaft des biirgerlichen Rechts -.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 900.000,00 EUR.

Das Grundstiick im Gewerbegebiet ist laut Gutachten vom
14.07.2011 bebaut mit einem Gewerbe- und Geschiftshaus-
komplex bestehend aus 2-geschossigem Mittelbau sowie 4 ein-
geschossigen mit Zwischenebene versehenen achteckigen Pa-
villons mit Walm- bzw. Zeltdach (Bj. 1994/95, ca. 3.515 m? Ge-
samtnutzflache bestehend aus Biiro-, Ausstellungs- und Lager-
flachen sowie Sozialrdumen, davon ca. 2.108 m? derzeit vermie-
tet). Es sind befestigte Stellplatzflichen und Werbeanlagen vor-
handen. Lage: Am Telering 9.

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 59K 191/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 1. August 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I. Obergeschoss, Saal 211, das im Grundbuch von
Grofi-Schacksdorf Blatt 479 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Gro3-Schacksdorf, Flur 5, Flurstiick 37,
Forster Straf3e 7, Grofle: 1.445 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick bebaut mit ei-
nem freistehenden Einfamilienhaus [ca. 95 gqm Wohnfliche,
nicht unterkellert, Baujahr um 1900, schlechter baulicher Zu-
stand, erheblicher Reparaturstau] sowie mit einer Scheune)

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
12.04.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 35.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 74/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 6. August 2013, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Altstadt Blatt 1810 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Altstadt, Flur 16, Flurstiick 151, Karl-
Liebknecht-Strale 8, Gebdude- und Freiflache,
655 m’
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten ist das zentral gelegene Grund-
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stiick mit einem gegliederten, baujahrestypischen ,,Griinderzeit-
bau“, der als Wohngeschiftshaus mit Anbauten umgebaut aber
unfertig ist (Bj. 1900/48, 1960er, 2008/10 u. a.), bebaut.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.12.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 700.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 139/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 7. August 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, folgende Wohnungs-
eigentumsrechte versteigert werden:
1.) Wohnungsgrundbuch von Forst (Lausitz) Blatt 9933
Bezeichnung gemédl3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1,
147/1000 (einhundertsiebenundvierzig Tausendstel) Miteigen-
tumsanteil an dem Grundstiick Gemarkung Forst, Flur 15, Flur-
stiick 25, Cottbuser Stralie 137, Grofe: 478 qm, verbunden mit
dem Sondereigentum an der Wohnung im Erdgeschoss nebst
Kellerrdumen im Kellergeschoss und zwei Abstellrdumen im
Dachboden - alles mit Nr. 1 des Aufteilungsplanes bezeichnet -;
nebst Sondernutzungsrecht an der griin schraffierten Griinfléche.

2.) Wohnungsgrundbuch von Forst (Lausitz) Blatt 9934
Bezeichnung gemél3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1,

106/1000 (einhundertsechs Tausendstel) Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Forst, Flur 15, Flurstiick 25, Cott-
buser Stralie 137, GroBe: 478 qm, verbunden mit dem Sonderei-
gentum an der Wohnung im Erdgeschoss nebst Abstellraum im
Dachboden - alles mit Nr. 2 des Aufteilungsplanes bezeichnet -;
ohne Sondernutzungsrecht.

3.) Wohnungsgrundbuch von Forst (Lausitz) Blatt 9935
Bezeichnung gemal3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1,

133/1000 (einhundertdreiunddreilig Tausendstel) Miteigen-
tumsanteil an dem Grundstiick Gemarkung Forst, Flur 15, Flur-
stiick 25, Cottbuser Stralie 137, Grofe: 478 qm, verbunden mit
dem Sondereigentum an der Wohnung im 1. Obergeschoss nebst
Abstellraum im Dachboden - alles mit Nr. 3 des Aufteilungspla-
nes bezeichnet -; ohne Sondernutzungsrecht.

4.) Wohnungsgrundbuch von Forst (Lausitz) Blatt 9937
Bezeichnung gemdl3 Bestandsverzeichnis:

1fd. Nr. 1,

122/1000 (einhundertzweiundzwanzig Tausendstel) Miteigen-
tumsanteil an dem Grundstiick Gemarkung Forst, Flur 15, Flur-
stiick 25, Cottbuser Stralie 137, Grofe: 478 qm, verbunden mit
dem Sondereigentum an der Wohnung im 2. Obergeschoss nebst
Abstellraum im Dachboden - alles mit Nr. 5 des Aufteilungspla-
nes bezeichnet -; nebst Sondernutzungsrecht am Stellplatz ,,St5.“

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Forst Bldtter 9933 bis 9940); das Miteigentum
ist durch die Einrdumung der zu den anderen Miteigentumsan-
teilen gehorenden Sondereigentumsrechte beschrinkt.

Im Ubrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des

Sondereigentums auf die Bewilligung vom 15.03.1996 nebst

Lageplan (UR-Nr.: 467/1996 - Notar Dr. Baumann in Wupper-

tal-Barmen) Bezug genommen.

(laut vorliegenden Gutachten sind die vorgenannten Versteige-

rungsobjekte gelegen in einem freistehenden, viergeschossigen,

unterkellerten stadtischen Mehrfamilienwohnhaus, Bj. ca. 1907,

wesentliche Sanierungs- und Modernisierungsmafinahmen ca.

1994/95;

zul.) Wohnung mit 3 Zimmern, Kiiche, Bad und Diele, ca.
85,44 qm WF

zu?2.) Wohnung mit 2 Zimmern, Kiiche, Bad, Abstellraum und
Diele, ca. 62,65 qm WF

zu3.) Wohnung mit 3 Zimmern, Kiiche, Bad und Diele, ca.
84,10 qm WF

zu4.) Wohnung mit 4 Zimmern, Kiiche, Bad und Diele, ca.
86,40 qm WF)

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbiicher

jeweils am 03.08.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

zul.) auf 48.000,00 EUR

zu?2.) auf 30.000,00 EUR

zu3.) auf 48.000,00 EUR

zu4.) auf 50.000,00 EUR.

Im Termin am 13.04.2011 ist der Zuschlag

zu 1.) gemdl § 74a Absatz 1 ZVG versagt worden

zu 3.) und 4.) gemil § 85a Absatz 1 ZVG versagt worden.
Geschifts-Nr.: 59 K 122/09

Amtsgericht Cottbus - Zweigstelle Guben -

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 8. August 2013, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus, Zweigstelle
Guben in Guben, Alte Poststralie 66, I. Obergeschoss, Saal 210,
die im Grundbuch von Guben Blatt 1158 eingetragenen Grund-
stiicke, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Guben, Flur 20, Flurstiick 201, Da-
maschkestralie 73, Grofe: 647 qm,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Guben, Flur 20, Flurstiick 1108, Ge-
baude- und Freiflache, Damaschkestraf3e 73, Grofe:
258 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick Ifd. Nr. 1 be-
baut mit einer unterkellerten Doppelhaushilfte, Bj. ca. 1936, tlw.
modernisiert; einer Garage, Bj. ca. 1975 und einem Nebenge-
bdude, das Grundstiick Ifd. Nr. 2 ist unbebaut)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
28.10.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal} § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Grundstiick Ifd. Nr. 1 auf 88.000,00 EUR

Grundsttick Ifd. Nr. 2 auf 2.817,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 240 K 36/12
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Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 17. Juni 2013, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Teilerbbaugrund-

buch von Ludwigsfelde Blatt 2562 eingetragene Erbbaurecht,

Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 57/1000 (Siebenundfiinfzig Eintausendstel) Anteil
an dem Erbbaurecht, das im Grundbuch von Lud-
wigsfelde Blatt 2292 als Belastung des im Be-
standsverzeichnis unter 1fd. Nr. 1 verzeichneten
Grundstiick Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 1, Flur-
stiick 213, Rheinstrafle 1, Gebdaude- und Gebéude-
nebenfliachen, Grofie 1.368 m?

in Abt. II Nr. 2 fiir die Dauer von 99 Jahren seit dem Tage der

Eintragung, dem 19.05.1993, eingetragen ist.

Der Erbbauberechtigte bedarf zur VerduBerung des Erbbau-

rechts der Zustimmung des jeweiligen Grundstiickseigentiimers.

Als Eigentiimer ist eingetragen: Stadt Ludwigsfelde.

Fir jeden Anteil ist ein besonderes Grundbuch angelegt

(Blatt 2561 bis 2568).

Mit dem Anteil an dem Erbbaurecht ist das Sondereigentum an

dem im Kellergeschoss gelegenen Raum in den Aufteilungspla-

nen bezeichnet mit Nr. 2 verbunden. Der hier eingetragene An-
teil ist durch die Einrdumung der zu den anderen Anteilen geho-
renden Sondereigentumsrechte beschrankt.

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 20.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
30.11.2010 eingetragen worden.

Das Teilerbbaurecht befindet sich in 14974 Ludwigsfelde, Rhein-
stralle 1. Es handelt sich um Gewerberdume im Kellergeschoss
mit ca. 49,73 m? Funktionsflache.

Die nédhere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

Im Termin am 27.06.2012 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ: 17K 277/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 17. Juni 2013, 11:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Teilerbbaugrund-

buch von Ludwigsfelde Blatt 2563 eingetragene Erbbaurecht,

Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 149/1000 (Einhundertneunundvierzig Eintausendstel)
Anteil an dem Erbbaurecht, das im Grundbuch von
Ludwigsfelde Blatt 2292 als Belastung des im Be-
standsverzeichnis unter 1fd. Nr. 1 verzeichneten

Grundstiicks Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 1,
Flurstiick 213, Rheinstraf3e 1, Gebdude- und Gebiu-
denebenfldchen, GrofBle 1.368 m?
in Abt. II Nr. 2 fiir die Dauer von 99 Jahren seit dem Tage der
Eintragung, dem 19.05.1993, eingetragen ist.
Der Erbbauberechtigte bedarf zur VerduBerung des Erbbau-
rechts der Zustimmung des jeweiligen Grundstiickseigentiimers.
Als Eigentiimer ist eingetragen: Stadt Ludwigsfelde.
Fiir jeden Anteil ist ein besonderes Grundbuch angelegt
(Blatt 2561 bis 2568).
Mit dem Anteil an dem Erbbaurecht ist das Sondereigentum an
dem im Kellergeschoss gelegenen Raum und an den im Erdge-
schoss gelegenen Rédumen in den Aufteilungsplidnen bezeichnet
mit Nr. 3 verbunden. Der hier eingetragene Anteil ist durch die
Einrdumung der zu den anderen Anteilen gehdrenden Sonderei-
gentumsrechte beschrankt.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 100.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
30.11.2010 eingetragen worden.

Das Teilerbbaurecht befindet sich in 14974 Ludwigsfelde,
Rheinstr. 1. Es handelt sich um Gewerberdume im Erdgeschoss
mit 7 Rdumen, Funktionsfliche 112,98 m* rd. 113 m? It. Tei-
lungserklarung und 18,18 m* Lagerflache im Kellergeschoss.

Die nihere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

Im Termin am 27.06.2012 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht er-
reicht hat.

AZ: 17K 287/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 17. Juni 2013, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Teilerbbaugrund-

buch von Ludwigsfelde Blatt 2564 eingetragene Erbbaurecht,

Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 145/1000 (Einhundertfiinfundvierzig Eintausendstel)
Anteil an dem Erbbaurecht, das im Grundbuch von
Ludwigsfelde Blatt 2292 als Belastung des im Be-
standsverzeichnis unter 1fd. Nr. 1 verzeichneten
Grundstiicks Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 1,
Flurstiick 213, Rheinstralle 1, Gebaude- und Gebiu-
denebenflachen, Grofle 1.368 m?

in Abt. I Nr. 2 fiir die Dauer von 99 Jahren seit dem Tage der

Eintragung, dem 19.05.1993, eingetragen ist.

Der Erbbauberechtigte bedarf zur VerduBerung des Erbbau-

rechts der Zustimmung des jeweiligen Grundstiickseigentiimers.

Als Eigentiimer ist eingetragen: Stadt Ludwigsfelde.

Fir jeden Anteil ist ein besonderes Grundbuch angelegt

(Blatt 2561 bis 2568). Mit dem Anteil an dem Erbbaurecht ist

das Sondereigentum an den im Erdgeschoss gelegenen Rdumen
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in den Aufteilungsplidnen bezeichnet mit Nr. 4 verbunden. Der
hier eingetragene Anteil ist durch die Einrdumung der zu den an-
deren Anteilen gehérenden Sondereigentumsrechte beschrénkt.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 96.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
30.11.2010 eingetragen worden.

Das Teilerbbaurecht befindet sich in 14974 Ludwigsfelde,
Rheinstr. 1. Es handelt sich um Gewerberdume (Geschéft) im
Erdgeschoss mit 126,85 m? Funktionsflache, rd. 127 m? 1t. Tei-
lungserklarung.

Die ndhere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

Im Termin am 29.06.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 17K 297/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 17. Juni 2013, 14:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Teilerbbaugrund-

buch von Ludwigsfelde Blatt 2565 eingetragene Erbbaurecht,

Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 103/1000 (Einhundertdrei Eintausendstel) Anteil an
dem Erbbaurecht, das im Grundbuch von Ludwigs-
felde Blatt 2292 als Belastung des im Bestandsver-
zeichnis unter 1fd. Nr. 1 verzeichneten Grundstiicks-
Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 1, Flurstiick 213,
Rheinstraflie 1, Gebdude- und Gebdudenebenfla-
chen, Grofle 1.368 m?

in Abt. II Nr. 2 fiir die Dauer von 99 Jahren seit dem Tage der

Eintragung, dem 19.05.1993, eingetragen ist.

Der Erbbauberechtigte bedarf zur VerduBerung des Erbbau-

rechts der Zustimmung des jeweiligen Grundstiickseigentiimers.

Als Eigentiimer ist eingetragen: Stadt Ludwigsfelde.

Fiir jeden Anteil ist ein besonderes Grundbuch angelegt

(Blatt 2561 bis 2568).

Mit dem Anteil an dem Erbbaurecht ist das Sondereigentum an

den im Obergeschoss gelegenen Rdumen in den Aufteilungspla-

nen bezeichnet mit Nr. 5 verbunden. Der hier eingetragene An-
teil ist durch die Einrdumung der zu den anderen Anteilen geho-
renden Sondereigentumsrechte beschrankt.

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 49.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
30.11.2010 eingetragen worden.

Das Teilerbbaurecht befindet sich in 14974 Ludwigsfelde,
Rheinstr. 1. Es handelt sich um ein Biiro im Obergeschoss mit
3 Réumen (teilvermietet) mit 90,63 m? Funktionsfliche, rd.
91 m’ It. Teilungserkldrung.

Die ndhere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

Im Termin am 29.06.2012 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ: 17K 307/10

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 25. Juni 2013, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Schwanebeck
Blatt 227 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil3 Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 1, Flurstiick 40/5, Gebdude- und Freifliche, Am
Bach 29, Grofe 36 m?,
Ifd. Nr. 1, Flur 1, Flurstiick 40/7, Gebaude- und Freiflache, Am
Bach 29, GroBe 1.714 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist bebaut mit einem teilunterkellerten Einfa-
milienhaus mit hilftigem ausgebautem Dachraum, Baujahr um
1900, Teilmodernisierung um 1985 und 1994/1995 mit einer
Wohnfldche von ca. 129 m? sowie mit Doppelgarage mit Dach-
boden (Baujahr um 1970), Stall- und Scheunengebduden (Bau-
jahr um 1900).
Der Versteigerungsvermerk wurde am 01.09.2011 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 77.000,00 EUR.
AZ:2K251/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 25. Juni 2013, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Briick Blatt 433 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemaf
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Briick, Flur 2, Flurstiick 394, Mittelrei-

he 22, Gebédude- und Freiflaiche Wohnen, 236 m* grof3
versteigert werden.
Das Grundstiick ist bebaut mit einem Einfamilienwohnhaus und
Nebengebiuden (Anbau und Garage). Das Baujahr ist ca. 1900,
teilweise Modernisierungen an Dach, Fassade und Fenster. Die
Wohnfldche betrdgt ca. 70 m’. Eine Innenbesichtigung fand
nicht statt. Beschreibung gemdBl Gutachten - ohne Gewéhr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
10.08.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 50.000,00 EUR.
AZ:2 K 159/12
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Donnerstag, 27. Juni 2013, 12:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2.
Obergeschoss, Saal 304.1, die im Grundbuch von Hohennauen
Blatt 652 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Hohennauen, Flur 6, Flurstiick 9/5, Ge-
baude- und Gebdudenebenflichen, Hauptstralie 1 B,
GroBe: 669 m?,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Hohennauen, Flur 6, Flurstiick 53/11,
Gebidude- und Gebdudenebenflichen, Hauptstra-
Be 1 B, GroBe: 792 m?
versteigert werden.
Die Grundstiicke liegen in der Spaatzer Hauptstrafle 1B; Ifd.
Nr. 2 ist bebaut mit einem voll unterkellerten Einfamilienwohn-
haus mit Garage (Doppelhaushélfte), mit EG und Dachraum
Baujahr ca. 1981, W1l. ca. 99 m”. Auf dem Grundstiick Ifd. Nr. 1
steht ein teilmassiver Schuppen, Baujahr ca. 1981. Die Angaben
beruhen auf dem Gutachten vom 29.01.2013 nach Auflen-
besichtigung.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 02.11.2012 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt aufinsgesamt 45.000,00 EUR.

Auf das Grundstiick 1fd. Nr. 1 entfillt ein Betrag von
21.000,00 EUR und auf das Grundstiick Ifd. Nr. 2 ein Betrag von
24.000,00 EUR.
AZ:2K301/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 1. Juli 2013, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Treuenbrietzen Blatt 1014 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Treuenbrietzen, Flur 2, Flurstiick 625,

Gebdude- und Freiflache Griinstr. 50, grof3: 142 m*
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 145.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 25. April 2012 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick liegt im Zentrum der Altstadt und ist in ge-
schlossener Bauweise zu den Nachbargebduden mit einem zwei-
geschossigen Wohnhaus und riickwirtigem eingeschossigen
Nebengebdude bebaut (W1l. ca. 159 m?). Das ca. 1994 sanierte
Gebiude befindet sich in einem guten Unterhaltungszustand mit
lediglich leichten Méangeln und Schéiden.

Az: 2K 138/12

Zwangsversteigerung ohne 5/10 und 7/10 Grenze.
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 2. Juli 2013, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Brandenburg

Blatt 5792 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Brandenburg, Flur 98, Flurstiick 99,
Gebdude- und Freifldche, Thiiringer Str. 84, Grofe:
1.399 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem Wohn- und Nebenhaus bebaut mit
einer insgesamten Wohnfldche von ca. 161 m*. Das Wohnhaus
Baujahr ca. 1930 mit Modernisierung ca. 1995 verfiigt iiber Erd-,
Keller- und Dachgeschoss ohne ausgebautem Spitzboden (W1l.
hier ca. 108 m?), das Nebengebiude, fertig gestellt 2005, tiber
ein Erdgeschoss (WAL. hier ca. 53 m?). Dariiber hinaus befinden
sich eine Garage (Baujahr 1985), ein Carport (Baujahr 2000)
und ein Gartenbungalow (Baujahr 2005) auf dem Grundstiick.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 05.11.2012 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 156.000,00 EUR.

Im Termin am 09.04.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:2K 334/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am

Dienstag, 2. Juli 2013, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts in der Hegelallee 8,
14467 Potsdam, 2. OG, Saal 304.1, die im Grundbuch von
Phéoben Blatt 601 eingetragenen Grundstiicke der Gemarkung
Phoben, Bezeichnung gemifl Bestandsverzeichnis, mit folgen-
den Verkehrswerten

Ifd. | bish. |Flur | Flur- | Wirtschaftsart Grofe in
Nr. Nr. stiick | und Lage inm’ EUR

1 3 H | bendwirtsehafis- | 4+4-053 | 169.000

142 | Wasserfliche, 1.565
Graben

ben
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fd. bish. | Flur | Flur- | Wirtschaftsart GrofBe in Ifd. | bish. |[Flur | Flur- | Wirtschaftsart GrofBe in
Nr. Nr. stiick | und Lage inm? EUR Nr. Nr. stiick | und Lage inm? EUR
0 | Grantand- +H92 9 2, 9 121 | Landwirtschafts- 37.100 | 28.000
Sepaberkssaben Teil flache, Verkehrs-
158/1 | Ackerland 14.200 von | flache, Waldfliche,
Wasserfliche, Am
158/2 | Gebdude- und Frei-|  2.500 Phébener Bruch
fliche, Am Phobe- -
ner Bruch insgesamt 265.200
158/5 | Verkehrsfliache, 53.000 )
Unland, Am Pho- versteigert werden.
bener Bruch 2 C
158/7 | Waldfliche, Am | 125.648 Der Zwangsyersteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
Phébener Bruch 07.05.2010 eingetragen worden.
159 \v,:llzg’\fzs};;xrﬁz 288 Die Grundstiicke liegen postalisch in 14542 Werder/Havel
naci Phében OT Phoben, Am Phobener Bruch westlich von Phoben zwischen
- Wachtelberg und Torfgraben. Zum Teil sind die Flidchen ver-
168 \A/erkgﬁfsbﬂacm’ 3840 pachtet und werden landwirtschaftlich genutzt. Ndhere Infor-
Bzch obener mationen zu Wald, Acker/Griinland, Sumpf, Wege, Wasserfla-
chen, ehem. Deponie und Gebdudeflichen sind dem Gutachten
181 | Weg, nérdlich der 885 zu entnehmen.
Gemarkung AZ: 2K 147/10
182 | Gartenland, Acker-|138.941
land, Forsten und
Holzungen, Weg, Zwangsversteigerung
G,:enze von Kem- Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
mtz Mittwoch, 7. August 2013, 9:00 Uhr
184 | Forstenund Hol- | 24.918 im Hauptgebiude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegelal-
zungen, Grenze lee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Wohnungsgrund-
von Kemnitz buch von Brandenburg Blatt 16534 cingetragene Wohnungsei-
185 | Forsten und Hol- | 18.544 gentumsrecht Ifd. Nr. 1, bestehend aus dem
zungen, Gfenle 505/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
von Kemnitz Gemarkung Brandenburg, Flur 162, Flurstiicke 256,
186 | Forsten und Hol- 16.430 Gebidude- und Freifliche, Genthiner Strafle, Post-
zungen, Grenze platz, GroBe: 4.267 m?, Flurstiick 322, Genthiner
von Kemnitz StraBle 43, 45, GroBe: 1.304 m?,
2 4 43 | Aekedend: 10-8346 verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 9 des
Ao Forferaben Aufteilungsplans, im Haus 43, Dachgeschoss links und Abstell-
3 5 9 19 | Landwirtschafts- | 16.611 5.200 raum. .Sondernutzungsregelungen sind vereinbart,
Teil fliche, Waldflache versteigert werden.
von 1 Am Krielower See Die Eigentumswohnung Nr. 9 liegt im Dachgeschoss links in
4 2. 9 | 37 |Landwirtschafts- 6830 4500 dem Wohn- und Geschéftshaus Genthiner Str.. 43 in .1477.4 Bran:
Teil fliiche, Waldfliche denburg an der Havel. Im Erdgeschoss befindet sich ein Café
von 1 Am Krielower See und im Obergeschoss vier und im Dachgeschoss zwei Wohnun-
P 2 9 38 | Gebiude- und 19467 12.700 gen. Das Gebaude \‘Jvelst einen hoheren F.Jnterhaltur%gsruckst.au
. o und teilweise erhebliche Miangel und Schiaden auf. Die - vermie-
Teil Freifliche, Land- . .
von 1 wirtschafisflache, tete - Wohnung Nr. 9 besteht aus Flur mit Treppe zum Dachspitz,
Wasserfliche Giste-WC, Kiiche, Bad/WC, vier Zimmern, Balkon, Galerie
Am Krielower See und Abstellraum mit insgesamt etwa 131 m* Wohnfldche. Die
6 . 9 | 39 |Gebiude und 2708 | 35.000 Beschreibung entstammt dem Gutac{ltep (eine Innenbesichti-
Teil Freifliche gung der Wohnung wurde nicht ermdglicht) und erfolgt ohne
von 1 Heinige Gewihr.
7 2, 9 46 | Landwirtschafts- 6.283 5.800 .
Teil ﬂzlclhzlr senats Der Verkehrswert wurde gemdBl § 74a Absatz 5 ZVG auf
von 1 Heinige 72.000,00 EUR festgesetzt.
8 Tze’il o | 14 ;Zﬂﬁ:mscmftg_ 53991 5.000 Der Versteigerungsvermerk ist am 10.09.2012 in das genannte
., Grundbuch eingetragen worden.
von 1 Heinige
AZ:2K282/12
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Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 25. Juni 2013, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erd-
geschoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Neupetershain
Blatt 1230 eingetragene Grundstiick der Gemarkung Neupe-
tershain, Flur 2, Flurstiick 303/1, Gebdude- und Gebdudeneben-
flache, 10.065 m* grof3,
versteigert werden.
Bebauung:
Industriehalle und massive Lagerhalle in 03103 Neupetershain,
Hauptstralie 24
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
29.03.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf273.600,00 EUR. (Davon entfallen 8.600,00 EUR auf Zube-
hor.)

Im Termin am 28.06.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 42 K 7/10

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 24. Juni 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 2, Klos-

terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Sommerfel-

de Blatt 47 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil3 Be-
standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 12, Gemarkung Sommerfelde, Flur 2, Flurstiick 191,
Landwirtschaftsflache, Heide, An der B 167 von
Eberswalde nach Sommerfelde, Grofle 41.670 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 4.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
24.04.2013 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in der Gemarkung Sommerfelde.
Es ist unbebaut. Das Grundstiick liegt bauplanungsrechtlich im
Auflenbereich und ist im FNP als Flache fiir Malnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft bzw. Waldfliche ausgewiesen, Fithrung im Altlasten-
kataster des Landkreises Barnim als Teilareal der Flache
,02 FRAN 084 Fahrschulstrecke Sommerfelde® - orientierende
Gefahrdungsabschitzung hinsichtlich moéglicher Altlasten liegt
Vor.

AZ:3K 104/12

Zwangsversteigerung
Zur Authebung der Gemeinschaft soll am
Dienstag, 25. Juni 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstralle 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, das im Grundbuch von Schonow Blatt 1668 cingetrage-

ne Grundstiick, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Schonow, Flur 11, Flurstiick 134, Land-
wirtschaftsfliche, Gartenland, Grofie 916 m?

laut Gutachten: bebaut mit 1-geschoss. Einfamilienhaus, Ur-

sprung 1940; an ein kleines voll unterkellertes 1-geschossiges

Ursprungsgebdude von ca. 59 m? Grundflache wurde Mitte der

1970er Jahre eine Veranda und daran Ende der 1980er Jahre ein

nicht unterkellerter 1-geschossiger Flachbau mit insgesamt

knapp 62 m* Grundflidche angebaut, der noch nicht fertiggestellt,

ein Rohbau ist. Durchgreifende Sanierung ist erforderlich einschl.

Beseitigung von Feuchteschidden, Fertigstellung der begonne-

nen Erweiterung, nach Fertigstellung etwa unterer mittlerer Aus-

tattungsstandard, aber unzeitgeméfe Grundrissgestaltung im Er-

weiterungsteil und unzeitgeméfBe Raumaufteilung;

EG: ca. 45 m’ bewohnbar (2 Zi., Kii., WS, Bademoglichkeit nur

im Keller), etwa 48 m? befinden sich in verbautem Rohbauzu-

stand

- Bebaubarkeit gemif3 § 34 BauGB (Innenbereich)

- bebaut weiterhin mit Nebengebdude (Massivgarage)

Lage: 16321 Bernau bei Berlin, Liepnitzstr. 5

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

28.03.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 66.000,00 EUR.
AZ:3K47/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 25. Juni 2013, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos-
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Wohnungsgrundbuch von
Miincheberg Blatt 1904 eingetragene Wohnungseigentum
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 12,38/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Miincheberg, Flur 10, Flurstiick 87/4,
Rosenstr. 2A, 2B, 2C, 2D, 2E, 2F, Gebiude- und
Freifliache, Grofe 6.583 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erdge-
schoss Mitte des Hauses 7 Eingang II nebst Keller
- jeweils bezeichnet mit Nr. 11 des Aufteilungsplanes -
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart.
Ifd. Nr.4 zu 1, 1/79 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Miincheberg, Flur 10, Flurstiick 88/3,
Eberswalder Strafie 91, Am Diebsgraben, Ver-
kehrsflache, Grofie 4.643 m?
sowie der im Grundbuch von Miincheberg Blatt 3304 eingetra-
gene Miteigentumsanteil zu 1.207.1 - 1/405-Anteil
Bezeichnung gemal3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. I, Gemarkung Miincheberg,
Flur 10, Flurstiick 87/3, Verkehrsflache, Rosenstr.,
GrofBe 88 m?,
Flur 10, Flurstiick 87/7, Verkehrsfliche, Am Diebs-
graben, Grofe 1.849 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist
fur das Grundbuchblatt 1904:
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Ifd. Nr. 1 auf 41.000,00 EUR
Ifd. Nr. 4/zu 1 auf 2.100,00 EUR
fiir das Grundbuchblatt 3304

nunmehr Ifd. Nr. 1 auf 15,00 EUR

festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
16.08.2012 eingetragen worden.

Laut Gutachten: Die Wohnung befindet sich in 15374 Miinche-
berg, Rosenstr. 2F. 3-Zimmer-Wohnung in Mehrfamilienhaus,
Bj. Mitte der 1990er Jahre, Grofle rd. 63 m?, 3 Zi., Kiiche, Bad,
Abstellraum, Diele, Erdgeschoss - Mitte, soll vermietet sein.
AZ:3K367/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 3. Juli 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebaude, Klosterstralle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Falkenberg Blatt 1234 eingetra-
gene Grundstiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Falkenberg, Flur 11, Flurstiick 39/2, Er-

holungsflache, Cothen 10, Grofle 1.115 m?
laut Gutachten: bebaut mit Wochenendhaus (Bauj. ca. 1988, voll
unterkellert, Rohbauzustand, Wohnfldche ca. 39 m?) und Wo-
chenendbungalow (Bauj. ca. 1992, Instandsetzungsbedarf, Wohn-
flache 25 m?), Leerstand
Lage: Cothener Weg 10, 16259 Falkenberg Ortsteil Falkenberg/
Mark
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.10.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 22.000,00 EUR.
AZ:3 K 358/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 3. Juli 2013, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Klosterfelde Blatt 2001 cinge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung geméif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Klosterfelde, Flur 4, Flurstiick 29/5,
Landwirtschaftsflache, Ackerland, Landwirtschafts-
flache, Gartenland, Bernauer Weg, Grofie 630 m?,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Klosterfelde, Flur 4, Flurstiick 40/7,
Landwirtschaftsflache, Gartenland, Bernauer Weg,
GrofBle 2.829 m?
laut Gutachten: Flst. 29/5: unbebaut, Flst. 40/7 bebaut mit Mas-
sivbauten, Bauj. um 1984, nicht unterkellert: offene Doppelga-
rage ca. 109 m’, asbestgedecktes Lagergebdude ca. 93 m’, Ge-
biude mit Biiroteil ca. 213 m, Doppelgarage ca. 98 m?, Werkstatt
ca. 105 m’, Zuwegung iiber zwei Fremdgrundstiicke nicht gesi-
chert, Uberbau auf Flst. 29/5
Lage: Klosterfelder Hauptstraf3e, 16348 Wandlitz
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.06.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1 Flurstiick 29/5 = 9.600,00 EUR

Ifd. Nr. 2 Flurstiick 40/7 = 49.000,00 EUR.

Im Termin am 03.04.2013 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ:3K299/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 9. Juli 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos-
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Neuenhagen
bei Berlin Blatt 199 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. I, Gemarkung Neuenhagen, Flur 17, Flurstiick 181,

Berliner Strafie 19, Grofle 1.403 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 70.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
16.02.2010 eingetragen worden.

Laut Gutachten: Das Grundstiick befindet sich in 15366 Neuen-
hagen bei Berlin, Berliner Str. 19. Es ist bebaut mit zwei dlteren
untergeordneten Nebengebduden.

Nach Auskunft des Bauamtes ist das Grundstiick planungs-
rechtlich nach § 34 BauGB zu beurteilen.

AZ:3K22/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 18. Juli 2013,11:00 Uhr
im Gerichtsgebidude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Wohnungsgrundbuch von Schonow Blatt 2631
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemill Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1,  802,9251/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick Gemarkung Schonow, Flur 4, Flurstiick 454/2,
Gebidude- und Freifldche, Wohnen, Heinrich-Heine-
Str. 81, GrofBle: 1.656 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erdge-
schoss links zur Theodor-Fontane-Strafle, Nr. 1 des Aufteilungs-
planes
laut Gutachten: Sondereigentum an einer 2-Zimmer-Wohnung
im Erdgeschoss eines Mehrfamilienhauses, Baujahr ca. 1995/96,
Wohnfliache ca. 65 m?, zurzeit vermietet, einfache bis mittlere
Ausstattung, teilweise erhebliche Miangel an gemeinschaftlichen
Eigentum
Lage: Heinrich-Heine-Straf3e 81, 16321 Bernau
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.11.2012 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 62.000,00 EUR.
AZ:3K455/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 18. Juli 2013, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstrafie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Stolzenhagen Blatt 1469 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung geméafl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Stolzenhagen b. Wandlitz, Flur 3, Flur-
stiick 886, Landwirtschaftsfliche, Am Kiewitt, Gro-
Be: 611 m?
laut Gutachten: begonnener Rohbau eines Blockhauses (Fertig-
teilbau in Holz-Montagebauweise) eines nicht unterkellerten,
2-geschossigen Einfamilienhauses, ca. 2011 mit der Errichtung
begonnen, ohne Innenausbau, ca. 127 m*> Wohnflache, Gesamt-
zustand - Fertigstellung ist erforderlich und Holzbohlen-Garage,
Lage: Am Kiewitt 8, 16348 Wandlitz OT Stolzenhagen
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.09.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 86.000,00 EUR.
AZ:3K335/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 25. Juli 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 2, das im Wohnungsgrundbuch von Bernau Blatt 11072

eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung geméif3 Bestands-

verzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 125/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Bernau, Flur 32, Flurstiick 143, Gebiu-
de- und Freifldche, Sachtelebenstralle 9 - 23, Grofle:
5.785 m’

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Hoch-

parterre, Nr. 32 des Aufteilungsplanes

laut Gutachten: Sondereigentum an einer 3-Zimmer-Wohnung

im Hochparterre rechts, in einem Wohnblock mit 80 Wohnun-

gen, Baujahr 1970er Jahre mit Balkon und Keller, Grofie: ca.

62 m?, Sanierung um 2000, zurzeit vermietet

Lage: Sachtelebenstrafle 15, 16321 Bernau

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

18.04.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 40.000,00 EUR.

Im Termin am 28.03.2013 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ:3K 166/12

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Berufung zum Mitglied des Beirats

Bekanntmachung der Deutschen Bundesbank
Hauptverwaltung in Berlin und Brandenburg
Vom 18. April 2013

Der Prisident der Deutschen Bundesbank hat auf Vorschlag der
Landesregierungen von Berlin und Brandenburg gemal § 9 des
Gesetzes iiber die Deutsche Bundesbank

Bianca Richardt

Leiterin des Marktbereichs Stid
der Berliner Sparkasse
Landesbank Berlin AG

fiir die Zeit vom 1. April 2013 bis zum 31. Mirz 2016 zum Mit-
glied des Beirats der Hauptverwaltung in Berlin und Branden-
burg der Deutschen Bundesbank berufen.

Berlin, 18. April 2013 DEUTSCHE BUNDESBANK
Hauptverwaltung in Berlin

und Brandenburg
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STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Fachhochschule der Polizei

Die Fachhochschule der Polizei des Landes Brandenburg mit
Sitz in Oranienburg sucht ab 1. September 2013

eine Vizeprisidentin/einen Vizeprisidenten.

Die Fachhochschule der Polizei ist staatliche Hochschule im
Sinne von § 73 Absatz 2 des Hochschulrahmengesetzes und ei-
ne besondere, rechtlich unselbststindige Polizeieinrichtung des
Landes Brandenburg.

Die Fachhochschule der Polizei bildet die Beamtinnen und Be-
amten fiir die Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugsdienstes
(Bachelor-Studiengang ,,Polizeivollzugsdienst - Police Service®)
aus. Sie dient der Pflege und Entwicklung der polizeibezogenen
Wissenschaften durch Lehre, Studium, Fortbildung und For-
schung. Als zusitzliche Aufgaben sind der Fachhochschule die
Ausbildung des mittleren Polizeivollzugsdienstes, die Auf-
stiegsausbildung zum gehobenen sowie die Ausbildung der Be-
werberinnen und Bewerber fiir den hoheren Polizeivollzugs-
dienst - soweit diese in den Lédndern stattfinden - iibertragen.
Dariiber hinaus gewéhrleistet die Fachhochschule der Polizei die
Organisation und Durchfiihrung der zentralen Fortbildung der
Polizei. Sie ist um nationale und internationale Kontakte und
Kooperation bemiiht.

Die Vizeprisidentin/der Vizeprisident ist verantwortlich fiir
Lehre und Forschung und nimmt im Falle der Verhinderung des
Prasidenten seine Aufgaben wahr.

‘Was wir Ihnen bieten:

Nach § 2a des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes ist das
Amt der Vizeprisidentin/des Vizeprisidenten der Besoldungs-
gruppe W 3 der Bundesbesoldungsordnung W zugeordnet. Dar-
iiber hinaus werden der Amtsinhaberin/dem Amtsinhaber geméaf
§ 5 der Leistungsbeziigeverordnung FHPol Funktions-Leistungs-
beziige als feste monatliche Betrdge in Hohe von 17 vom Hun-
dert des Grundgehalts der Besoldung aus der Besoldungsgrup-
pe W 3 gewihrt.

Gemal § 8 des Brandenburgisches Polizeifachhochschulgeset-
zes wird die Vizeprasidentin/der Vizeprisident der Fachhoch-
schule der Polizei - auf Vorschlag des Prasidenten und nach An-
horung des Senats - durch den Minister des Innern fiir die Dau-
er von fiinf Jahren bestellt; eine Wiederbestellung ist zuldssig.
Sie/er wird zur Beamtin/zum Beamten auf Zeit ernannt oder ibt
ihr/sein Amt in einem Beschiftigungsverhéltnis aus. Das Néhe-
re regelt § 8 Absatz 4 des Brandenburgischen Polizeifachhoch-
schulgesetzes.

Der derzeitige Amtsinhaber wird sich bewerben.

Was wir von Ihnen erwarten:

- Sie sind eine profilierte Personlichkeit und konnen eine
mehrjdhrige verantwortliche berufliche Tétigkeit, insbeson-
dere im Bereich der Verwaltung, Polizei, Wissenschaft oder
Rechtspflege nachweisen.

- Sie sind Hochschullehrer oder besitzen die Befdhigung fiir
die Laufbahnen des hoheren Polizeivollzugsdienstes oder
des hoheren Verwaltungsdienstes.

- Erfahrungen im polizeilichen Bildungswesen sind wiin-
schenswert.

- Sie konnen durch eine ausgewiesene fachliche Expertise in
den Bereichen der Rechts- oder Kriminalwissenschaften
oder im Bereich der Fithrung und des Einsatzes der Polizei
iiberzeugen.

- Inder Sicherung der Zukunftsfahigkeit von Lehre, Studium
und Forschung, insbesondere der Gestaltung der Rahmen-
bedingungen fiir die Anwendung zukunftsorientierter Lehr-
und Lernverfahren unter Nutzung neuer Medien, sehen Sie
eine wichtige Herausforderung.

- Die Bereitschaft zur Ubernahme einer Lehrverpflichtung
unter Beriicksichtigung der besonderen Aufgaben der Vize-
présidentin/des Vizeprisidenten wird erwartet.

- Personal- und Organisationsentwicklung sind fiir Sie bedeu-
tende Aufgaben, die sich vorrangig an der Steigerung der
Qualitét der Arbeit orientieren.

- Sie besitzen ein hohes Maf} an sozialer Kompetenz, iiber-
durchschnittliche Kreativitit und Flexibilitit sowie die Fa-
higkeit zu strategischem und analytischem Denken.

- Ihr Auftreten in der Offentlichkeit fiihrt zu einem Kompe-
tenz- und Prestigegewinn der Polizei.

- Gute fachbezogene englische Fremdsprachenkenntnisse in
Wort und Schrift werden erwartet.

Bewerbungen von Frauen wird besonders gern entgegengese-
hen. Behinderte Menschen werden bei gleicher Eignung bevor-
zugt beriicksichtigt.

Thre aussagekriftige Bewerbung senden Sie bitte bis zum 31. Mai
2013 an den

Prisidenten
der Fachhochschule der Polizei
Bernauer Strafle 146
16515 Oranienburg.
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* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Cottbus wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS,
die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht.
Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird

hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Cottbus wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS, 
die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. 
Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird 
hiervon nicht berührt.
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